
 

 

 

STATUTEN 

DES VEREINS 

EEG [•••] 

 

1. Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 

1.1 Name 

Der Verein führt den Namen „EEG [•••]“. 

 

1.2 Sitz 

Er hat seinen Sitz in der politischen Gemeinde [•••] 

 

1.3 Tätigkeit 

Der Tätigkeitsbereich des Vereins erstreckt sich schwerpunktmäßig auf das Gebiet des Bundeslandes [•••]. 

Der Tätigkeitsbereich des Vereins ist im Übrigen durch die Bestimmungen des § 16c Abs 2 ElWOG 2010 

(zulässige Netze und Netzebenen) beschränkt. 

 

2. Vereinszweck, Ziele des Vereins 

2.1 Politische und religiöse Unabhängigkeit 

Der Verein ist nicht auf Gewinn, sondern nur auf ideelle Ziele ausgerichtet und verfolgt keine politischen oder 

religiösen Ziele. 

 

2.2 Zweck des Vereins 

Der Vereinszweck umfasst unter Berücksichtigung ökologischer (Klima-, Natur- und Landschaftsschutz; 

Förderung der Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Energiequellen), gemeinwirtschaftlicher und 

sozialgemeinschaftlicher Zielsetzungen (§ 79 Abs 2 EAG): 

 

1. Energieerzeugung; 

2. Verbrauch eigenerzeugter Energie; 

3. Verkauf von Energie; 

4. Speicherung von Energie; 

5. Energiedienstleistungen, insbesondere auch Energieberatungen zu den Themen „Energiesparen“ 

und „Energieeffizienz“. 

 

Der Hauptzweck des Vereins ist – unbeschadet der zwingenden Beschränkungen des § 1 Abs 2 VerG - nicht 

auf finanziellen Gewinn (§ 79 Abs 2 EAG) gerichtet. 

 

Kommentiert [AH1]: Quelle: 
energiegemeinschaften.gv.at, 
https://energiegemeinschaften.gv.at/downloadbereich/. 
eigene Bearbeitung 
Stand 08.12.2023. Das Vertragswerk ist laufender 
Aktualisierung und Anpassung unterworfen, es 
empfiehlt sich die neueste Version herunter zu laden. 

Kommentiert [AH2]: Name der EEG 

Kommentiert [AH3]: Name der EEG, z.B. EEG XY 

Kommentiert [AH4]: Ort in dem der Verein ansässig 
ist 

Kommentiert [AH5]: Bundesland in dem der Verein 
tätig ist 

https://energiegemeinschaften.gv.at/downloadbereich/


 

 

3. Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 

Der Vereinszweck soll durch die in 3.1 und 3.2 genannten Tätigkeiten und finanziellen Mittel erreicht werden. 

 

3.1 Ideelle Mittel 

Als ideelle Mittel dienen 

 

a. Information und Diskussion zu Klima- und Umweltschutzthemen, insbesondere hinsichtlich 

Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Energiequellen und Energieeffizienz; 

b. Informationen und Beratung zu Energiesparen und Energieeffizienz; 

c. Organisation von Weiterbildungsveranstaltungen und Veranstaltungen jeglicher Art, welche den 

Vereinszweck fördern; 

d. die Förderung und Kontaktaufnahme mit Personen, welche über Erfahrung und Fachkenntnisse im 

Bereich von Klima- und Umweltschutzthemen verfügen; 

e. Sammlung von Informationen und deren Weitergabe. 

 

3.2 Materielle Mittel 

Die materiellen Mittel können aufgebracht werden durch 

 

a. Grundeinlage sowie Mitgliedsbeiträge; 

b. Erlöse aus der Erzeugung, dem Verkauf und der Speicherung von Energie; 

c. Erlöse aus der Erbringung von Energiedienstleistungen; 

d. Erlöse aus Forschungs- oder Auftragsleistungen im Bereich Klima-, Natur- und Landschaftsschutz; 

e. Subventionen und Förderungen, insbesondere nach § 80 EAG, ua; 

f. Spenden, Schenkungen, Vermächtnisse und sonstige Zuwendungen von Mitgliedern und Dritten; 

g. Verkauf von vereinseigenen Publikationen; 

h. Erträge aus Informationsveranstaltungen des Vereines; 

 

3.3 Mittelverwendung 

Die Einnahmen aus Unternehmungen des Vereins stehen ausschließlich Zwecken der Verwirklichung der 

Vereinsziele zur Verfügung. Der Verein unterliegt den zwingenden Beschränkungen des § 1 Abs 2 VerG und 

erstrebt in seinem Hauptzweck keinen finanziellen Gewinn (§ 79 Abs 2 EAG). 

 

Der Verein kann jedoch, soweit die materiellen Mittel und der Vereinszweck dies zulassen, Angestellte haben 

und sich überhaupt Dritter bedienen, um den Vereinszweck zu erfüllen. Auch an Vereinsmitglieder kann 

Entgelt bezahlt werden, sofern dies auf Tätigkeiten bezogen ist, die über die Vereinstätigkeit im engsten 

Sinn hinausgehen. 

 

Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine sonstigen 

Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft erhalten. Der Verein darf überhaupt keine Person durch 

Verwaltungsausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 

Vergütungen (Vorstandsgehälter oder Aufsichtsratsvergütungen) begünstigen. 



 

 

 

4. Arten der Mitgliedschaft 

Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in 

 

a. Ordentliche Mitglieder (Berechtigung als teilnehmender Netzbenutzer iSd § 16d Abs 1 ElWOG 2010); 

b. außerordentliche Mitglieder; 

c. Ehrenmitglieder. 

 

Ordentliche Mitglieder sind solche, die über die Berechtigung verfügen, als teilnehmende Netzbenutzer1 

Energie vom Verein zu beziehen (§ 16d Abs 1 ElWOG 2010). Ordentliche Mitglieder sind 

Gründungsmitglieder und nachträglich durch die Mitgliederversammlung ausdrücklich als ordentliche 

Mitglieder aufgenommene natürliche und juristische Personen. 

 

Außerordentliche Mitglieder sind nachträglich durch die Mitgliederversammlung ausdrücklich als 

außerordentliche Mitglieder aufgenommene natürliche und juristische Personen, welche die Vereinstätigkeit 

vor allem durch Zahlung eines erhöhten Mitgliedsbeitrages oder Spenden fördern und Bezieher von 

Energiedienstleitungen des Vereins sein können, jedoch nicht berechtigt sind, als teilnehmende 

Netzbenutzer Energie von der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft zu beziehen. 

 

Ehrenmitglieder sind natürliche Personen, die hierzu wegen besonderer Verdienste um den Verein von der 

Mitgliederversammlung ernannt werden. 

 

5. Erwerb der Mitgliedschaft 

5.1 Mitgliedschaft 

Die Berechtigung zur Mitgliedschaft am Verein richtet sich nach § 79 Abs 2 EAG sowie § 16c Abs 1 ElWOG 

2010. 

 

5.2 Aufnahme 

Bis zur Entstehung des Vereins erfolgt die vorläufige Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen 

Mitgliedern durch die Vereinsgründer. Diese Mitgliedschaft wird erst mit Entstehung des Vereins wirksam. 

 

Die Aufnahme von Mitgliedern ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. 

 

Über die Aufnahme von Mitgliedern nach erfolgter Vereinsgründung entscheidet die Mitgliederversammlung 

unter jeweiliger Neufestlegung der ideellen Anteile im Falle der Aufnahme eines ordentlichen Mitgliedes. 

Über die Aufnahme von Mitgliedern nach erfolgter Vereinsgründung entscheidet der Vorstand. 

 

Die Aufnahme kann unter Angabe sachlich gerechtfertigter Gründe verweigert werden. Die Aufnahme kann 

von der Entrichtung einer Grundeinlage abhängig gemacht werden, deren Höhe ebenfalls von der 

Mitgliederversammlung festzusetzen ist. 

 
 

Kommentiert [AH6]: Streichung 

Kommentiert [AH7]: Vereinfachung der 
Vorgehensweise 

Kommentiert [AH8]: Streichung 



 

 

 

Die Aufnahme kann, aus sachlichen Gründen, verweigert werden.  

 

6. Beendigung der Mitgliedschaft 

6.1  

Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod eines außerordentlichen Mitglieds oder Ehrenmitglieds, bei juristischen 

Personen und rechtsfähigen Personengesellschaften durch Verlust der Rechtspersönlichkeit, durch den 

Verlust der Mitgliedschaftsvoraussetzungen nach § 79 Abs 2 EAG sowie § 16c Abs 1 ElWOG 2010 sowie 

durch freiwilligen Austritt und durch Ausschluss. 

 

Im Falle des Todes eines ordentlichen Mitgliedes geht die Mitgliedschaft, insofern rechtlich zulässig, auf 

dessen Rechtsnachfolger im Eigentum der Verbrauchsanlage, wenn das Mitglied teilnehmender 

Netzbenutzer ist, ansonsten auf den Gesamtrechtsnachfolger über. Ist eine unmittelbare Rechtsnachfolge 

rechtlich nicht zulässig, hat der Rechtsnachfolger im Eigentum der Verbrauchsanlage jedenfalls die 

Berechtigung, binnen 2 Monaten ab dem Tod des ordentlichen Mitgliedes durch einseitige Erklärung dessen 

ordentliche Mitgliedschaft zu übernehmen. 

 

Ist eine Rechtsnachfolge nicht zulässig und erklärt der Rechtsnachfolger im Eigentum der Verbrauchsanlage 

nicht binnen 2 Monaten die Übernahme der ordentlichen Mitgliedschaft, gelten die Bestimmungen zum 

Ausschluss nach § 6.3 mit dem Zeitpunkt des Todes analog. 

 

6.2  

Der Austritt eines ordentlichen Mitgliedes kann mit einer einmonatigen Kündigungsfrist zum Monatsletzten 

erfolgen, sofern für Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG und Kleinunternehmen nicht kürzere 

Kündigungsfristen gemäß § 76 Abs 1 ElWOG 2010 zwingend zur Anwendung gelangen. 

 

Der Austritt kann durch sonstige Mitglieder jederzeit erfolgen. Er muss dem Vorstand mindestens 1 Tag 

vorher schriftlich mitgeteilt werden.  

 

Etwaige Mitgliedsbeiträge sind auch für das Jahr des Austrittes zur Gänze zu entrichten. Bereits bezahlte 

Mitgliedsbeiträge verbleiben bei unterjährigem Austritt jedenfalls beim Verein. 

 

6.3  

Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung unter 

Setzung einer angemessenen Nachfrist länger als 6 Monate mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge oder 

sonstiger Verbindlichkeiten gegenüber dem Verein im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung der fällig 

gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hievon unberührt. 

 

6.4  

Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand zudem wegen grober Verletzung 

anderer Mitgliedspflichten beschlossen werden. 

 

Kommentiert [AH9]: Grundsätzlich muss ein Verein für 
Jeden und für Jede offen stehen. Hier wurde die 
Formulierung vereinfacht. 

Kommentiert [AH10]: Hier wurde die Vorlage wieder 
vereinfacht, da der Austritt keine Rolle spielt. 

Kommentiert [AH11]: Es gibt keine Mitgliedsbeiträge, 
daher wurde die Formulierung verändert. 



 

 

6.5  

Gegen den Ausschlussbeschluss steht dem betroffenen Mitglied die Möglichkeit der Berufung an das 

vereinsinterne Schiedsgericht offen. 

 

Vom Zeitpunkt der Zustellung des Ausschlussbeschlusses bis zur endgültigen vereinsinternen Entscheidung 

über die Berufung ruhen die Rechte des Mitglieds, nicht jedoch die ihm obliegenden Pflichten. Mit dem Tag 

des Ausscheidens erlöschen alle Rechte des Vereinsmitgliedes. 

 

7. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

7.1  

Ordentliche Mitglieder sind berechtigt, als teilnehmende Netzbenutzer Energie und/oder 

Energiedienstleistungen seitens des Vereins zu beziehen, an den Veranstaltungen des Vereines 

teilzunehmen und die Einrichtungen sowie Leistungen des Vereins zu nutzen. 

 

Außerordentlichen Mitgliedern und Ehrenmitgliedern steht das Recht zu, an den Veranstaltungen des 

Vereines teilzunehmen und Energiedienstleistungen des Vereins zu beziehen. 

 

7.2  

Das Stimmrecht (§ 10) in der Mitgliederversammlung sowie das aktive und passive Wahlrecht kommen 

ausschließlich ordentlichen Mitgliedern zu. 

 

7.3  

Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die Ausfolgung der Statuten zu verlangen. 

 

7.4  

Mindestens 2 der stimmberechtigten Mitglieder können vom Vorstand die Einberufung einer 

Mitgliederversammlung verlangen. 

 

7.5  

Die Mitglieder sind in jeder Mitgliederversammlung vom Vorstand über die Tätigkeit und finanzielle Gebarung 

des Vereins und in ordentlichen Mitgliederversammlungen über den geprüften Rechnungsabschluss 

(Rechnungslegung) zu informieren. Hierbei sind die Rechnungsprüfer bei ordentlichen 

Mitgliederversammlungen einzubinden. 

 

Wenn mindestens 1/10 der Mitglieder dies unter Angabe von Gründen verlangt, hat der Vorstand den 

betreffenden Mitgliedern eine Information über die Tätigkeit und finanzielle Gebarung des Vereins auch sonst 

binnen vier Wochen zu erteilen. 

 

7.6  

Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und alles zu unterlassen, 

wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erleiden könnte. Davon umfasst ist insbesondere 

Kommentiert [AH12]: Die Anzahl wurde auf zwei 
festgelegt, da in jedem Haushalt zwei Personen leben 
und dies 50 % der Mitglieder darstellt. 

Kommentiert [AH13]: Streichung da nicht relevant 



 

 

die Pflicht, den Verlust der Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft am Verein (Punkt 5.1) unverzüglich an 

den Vorstand mitzuteilen. Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu 

beachten. 

 

Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der Grundeinlage, der 

Beitrittsgebühr, der Mitgliedsbeiträge in der von der Mitgliederversammlung beschlossenen Höhe sowie – 

beschränkt auf ordentliche Mitglieder - allfälliger Nachschüsse verpflichtet. Selbiges gilt hinsichtlich der 

ordentlichen Mitglieder für sämtliche sonstigen Verbindlichkeiten gegenüber dem Verein aus ihrem 

Energiebezug sowie ihrer Stellung als teilnehmende Netzbenutzer. 

 

8. Einlageverpflichtungen 

 

Grundeinlage der Gründungsmitglieder 

Um die Vereinstätigkeit von Anfang an umfänglich zu fördern, verpflichten sich die Gründungsmitglieder zur 

Leistung eines Betrags von insgesamt EUR ___________ (in Worten: Euro ___________). 

 

Diese Einlageverpflichtung der Gründungsmitglieder (Grundeinlage) wird durch diese nach folgendem 

Verhältnis getragen: 

 

a. _____________: __ Prozent 

b. _____________: __ Prozent 

c. _____________: __ Prozent 

 

Grundeinlage von Neumitgliedern 

Über die Festlegung der Pflicht zur Leistung sowie Höhe der Grundeinlage neuer Mitglieder entscheidet die 

Mitgliederversammlung über Vorschlag des Vorstandes. 

 

 

8.1 Mitgliedsbeiträge 

Für ordentliche und außerordentliche Mitglieder kann die Verpflichtung zur Leistung eines jährlichen 

Mitgliedsbeitrages bestehen, wobei für ordentliche und außerordentliche Mitglieder unterschiedliche 

Mitgliedsbeiträge festgesetzt werden können. 

 

8.2 Nachschusspflicht 

Für die ordentlichen Mitglieder besteht eine Nachschussverpflichtung. Diese Nachschussverpflichtung darf 

vom Vorstand abgerufen werden, wenn dies zur Erhaltung der Liquidität der Gesellschaft ohne die 

Inanspruchnahme von Fremdfinanzierung zwingend erforderlich ist. 

 

Die Höhe der Abrufung eines Nachschusses gegenüber den ordentlichen Mitgliedern hat sich an sachlichen 

Kriterien zu orientieren. Die Höhe des Abrufes des Nachschusses hat daher proportional zum Bezug von 

Energie des Vereines durch das ordentliche Mitglied zu erfolgen, wobei als Bemessungsgrundlage hierfür 

der Durchschnitt des abgelaufenen Jahres, sofern ein solches seit Vereinsbeitritt noch nicht zur Gänze 

Kommentiert [AH14]: Ersatzlose Streichung der 
Passagen, der Verein benötigt vorerst keine finanziellen 
Mittel. 

Kommentiert [AH15]: Für den Fall, dass doch Gelder 
in der Vereinskassa benötigt werden, wurde der Passus 
abgeändert. 
(Anm. es ist generell kein teures Vereinskonto bei einer 
Bank vorgeschrieben, eine einfache „Handkassa“ würde 
ebenso ausreichen) 



 

 

abgelaufen ist, der Durchschnitt des abgelaufenen Zeitraumes, gerechnet vom Kalenderdatum der Fassung 

des diesbezüglichen Vorstandsbeschlusses, heranzuziehen ist. 

Der Nachschuss ist seitens der ordentlichen Mitglieder binnen 14 Tagen ab schriftlicher (per E-Mail [an die 

zuletzt vom jeweiligen Vereinsmitglied bekanntgegebene E-Mail-Adresse] oder im Postwege) Aufforderung 

durch den Vorstand (Datum des Zuganges der Aufforderung an das Mitglied) an den Verein zu leisten. 

 

8.3 Allgemeinbestimmungen 

Ehrenmitglieder sind von der Zahlung jeglicher Beiträge an den Verein jedenfalls befreit. 

 

Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung, der Anschrift sowie der 

Kontaktdaten unverzüglich mitzuteilen. 

 

Von Mitgliedern, die dem Verein eine Einzugsermächtigung erteilt haben, wird der Beitrag zum 

Fälligkeitstermin eingezogen. Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht 

erfolgen, sind dadurch entstehende Bankgebühren durch das Mitglied zu tragen. 

 

 

9. Vereinsorgane 

Organe des Vereins sind 

a. Die Mitgliederversammlung  

b. der Vorstand 

c. die Rechnungsprüfer  

10. Die Mitgliederversammlung 

10.1  

Die Mitgliederversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Eine 

ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Kalenderjahr statt. 

 

10.2  

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet auf 

a. Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Mitgliederversammlung; 

b. Schriftlichen Antrag von mindestens 2 der stimmberechtigten Mitglieder; 

c. Verlangen der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs 5 erster Satz VereinsG); 

d. Beschluss der Rechnungsprüfer/ eines Rechnungsprüfers (§ 21 Abs 5 zweiter Satz VereinsG); 

e. Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators. 

binnen längstens 3 Wochen ab Beschlussfassung oder Verlangen statt. 

 

10.3 Stimmrecht 

Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst werden. 

Kommentiert [AH16]: Streichung da nicht notwendig 
und zu kompliziert in der Umsetzung im Falle von 
Kleinst-EEG. 



 

 

 

10.4  

Bei der Mitgliederversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind natürliche 

Personen sowie juristische Personen, vertreten durch ihre Organwalter, nur dann, wenn diese ordentliche 

Mitglieder sind. 

 

Jedem ordentlichen Mitglied kommt eine Stimme zu. 

 

Die Übertragung des Stimmrechts auf ein anderes stimmberechtigtes Mitglied im Wege einer schriftlichen 

Bevollmächtigung ist zulässig. 

 

10.5  

Die Mitgliederversammlung ist bei Anwesenheit der Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. 

Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen spätestens 15 Minuten nach 

dem Einberufungszeitpunkt in der Einladung beschlussfähig. 

 

10.6  

Sowohl zur ordentlichen als auch zu den außerordentlichen Mitgliederversammlungen sind alle Mitglieder 

mindestens 7 Tage vor dem Termin einzuladen. Die Verständigung der Mitglieder muss durch eine 

schriftliche Einladung geschehen, wobei eine elektronische Form der Zustellung an die zuletzt vom 

jeweiligen Vereinsmitglied bekannt gegebene E-Mail-Adresse zulässig ist. Die Anberaumung der 

Mitgliederversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. 

 

10.7  

Anträge, die zur Aufnahme auf die Tagesordnung der Mitgliederversammlung erwünscht sind, müssen 

mindestens 14 Tage vor dem Termin der Kundmachung der Mitgliederversammlung beim Vorstand 

eingereicht werden. Fragen und Anträge, die sich auf Tagesordnungspunkte der kundgemachten 

Mitgliederversammlung beziehen, müssen mindestens 14 Tage vor der Mitgliederversammlung dem 

Vorstand (einlangend) schriftlich, mittels E-Mail oder Fax, übermittelt werden.  

 

10.8  

Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Mitgliederversammlung erfolgen – unbeschadet 

abweichender Bestimmungen in vorliegender Satzung - in der Regel mit einfacher Mehrheit der gültig 

abgegebenen Stimmen. 

 

Der Ausschluss eines Mitgliedes bedarf bei Vorliegen der Voraussetzungen einer Mehrheit von ¾ der gültig 

abgegebenen Stimmen, wobei das vom Ausschlussbegehren betroffene Mitglied diesbezüglich über kein 

Stimmrecht verfügt. 

 

Beschlüsse, mit denen das Statut des Vereins geändert, der Verein aufgelöst werden soll, neue ordentliche 

Mitglieder aufgenommen und deren Grundeinlagen beschlossen oder das Abrechnungsmodell 

(statisch/dynamisch) geändert werden sollen, bedürfen jedoch der Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen. 

Kommentiert [AH17]: Für die Zwecke der Kleinst-EEG 
spielen diese Zeitangaben keine Rolle, es wird dennoch 
eine praktikable Zeitperiode eingefügt. 

Kommentiert [AH18]: Für die Zwecke der Kleinst-EEG 
spielen diese Zeitangaben keine Rolle. Üblicherweise 
sollte ein praktischer Zeitraum gewählt werden. Im 
gegenständlichen Fall widerspricht er sich u.U. mit 
Punkt 10.6. 



 

 

 

10.9  

Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Präsident, bei dessen Verhinderung dessen 

Stellvertreterin.  

 

11. Aufgaben der Mitgliederversammlung 

Der Mitgliederversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 

 

a. Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsabschlusses 

unter Einbindung der Rechnungsprüfer; 

b. Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstandes, wobei Wahlvorschläge spätestens 14 Tage vor 

der jeweiligen Wahl nachweislich beim Vorstand eingelangt sein müssen; 

c. Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und Verein; 

d. Genehmigung von Rechtsgeschäften zum Erwerb von Nutzungsrechten an 

Energieerzeugungsanlagen zur Verwendung der erzeugten Energie durch den Verein;  

e. Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Mitgliedern und Verein, die von Standard-

Energieabnahmevereinbarungen abweichen; 

f. Festlegung der Entgeltgestaltung des Vereines im Falle mangelnder Einigung des Vorstandes; 

g. Festlegung des Abrechnungsmodells (statisch/dynamisch); 

h. Entlastung des Vorstands; 

i. Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins; 

j. Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern, die hierbei zu leistende Grundleinage und 

dadurch verbundene Neufestlegung allfälliger Bezugsberechtigungen und ideeller Anteile; 

k. Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern; 

l. alle im Rahmen dieser Satzung der Mitgliederversammlung sonst zur Beschlussfassung 

zugewiesenen Gegenstände; 

m. sämtliche sonstigen gemäß VereinsG 2002 zwingend der Mitgliederversammlung zugewiesenen 

Aufgaben. 

 

12. Vorstand 

Der Vorstand besteht aus zwei Mitgliedern, und zwar aus Präsidenten und Vizepräsidentin. 

 

12.1  

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. 

 

Der Vorstand hat bei Ausscheiden eines gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein anderes 

wählbares Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden 

Mitgliederversammlung einzuholen ist. 

 

Kommentiert [AH19]: Der Vorstand ist je nach Bedarf 
festzulegen. Mindestens 2 Personen sind notwendig. Im 
einfachsten Fall wären 2 Personen empfehlenswert. Zu 
bedenken ist, dass noch mindestens 2 Personen für die 
Rechnungsprüfung vorzusehen sind, welche nicht 
zeitgleich eine Leitungsfunktion im Verein haben dürfen. 

Kommentiert [AH20]: Grundsätzlich ist auch 
„Obmann“ bzw. „Obfrau“ und „Obmann-Stellvertreterin“ 
bzw. „Obfrau-Stellvertreter“ möglich, wir bevorzugen 
das Amt des „Präsidenten“. Diese Bezeichnung ist 
ebenso zulässig. 



 

 

Bis zu einer allfälligen Versagung der Bestätigung der Kooptierung durch die Mitgliederversammlung sind 

die Handlungen solcher Vorstandsmitglieder jedenfalls gültig. Das kooptierte Mitglied vollendet die 

Funktionsperiode des ausgeschiedenen Mitglieds. 

 

Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch Kooptierung überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit 

aus, so ist jeder Rechnungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

zum Zweck der Neuwahl eines Vorstands einzuberufen.  

 

Sollten auch die Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die 

Notsituation erkennt, unverzüglich die Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu beantragen, 

der umgehend eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen hat. 

 

12.2  

Die Funktionsperiode des Vorstandes beträgt 5 Jahre; Wiederwahl ist unbeschränkt möglich. Jede Funktion 

im Vorstand ist persönlich auszuüben. 

 

12.3  

Der Vorstand wird vom Präsidenten, bei dessen Verhinderung von der Vizepräsidentin, schriftlich (per E-

Mail oder im Postwege) einberufen, wobei die Einladung spätestens 30 Tage vor der Vorstandssitzung zu 

erfolgen hat (Postaufgabe; Übermittlung der elektronischen Nachricht).  

 

Ebenfalls zulässig ist die Beschlussfassung im Umlaufwege. 

 

12.4  

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Mitglied anwesend ist. 

 

12.5  

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse – unbeschadet abweichender Bestimmungen in vorliegender Satzung 

- grundsätzlich mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten es 

den Ausschlag. Jedes Mitglied des Vorstandes hat unabhängig von einer allfälligen Mehrfachfunktion immer 

nur eine Stimme. 

 

Hiervon abweichend hat die Beschlussfassung über die Beschlussgegenstände gemäß § 13.1 lit a) 

einstimmig zu erfolgen. 

 

12.6  

Den Vorsitz führt der Präsident, bei dessen Verhinderung der Vizepräsidentin. Ist auch dieser verhindert, 

obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied oder jenem Vorstandsmitglied, 

das die übrigen Vorstandsmitglieder mehrheitlich dazu bestimmen. 

 

Kommentiert [AH21]: Die maximale Laufzeit wurde 
gewählt um so wenig Aufwand wie möglich zu haben. 



 

 

12.7  

Die Funktionsverteilung innerhalb des Vorstands obliegt dem Vorstand, der sich selbst eine 

Geschäftsordnung geben kann. 

 

12.8  

Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode erlischt die Funktion eines Vorstandsmitglieds durch 

Enthebung oder Rücktritt. 

 

12.9  

Die Mitgliederversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder 

entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des neuen Vorstandsmitglieds in Kraft.  

 

12.10  

Die Vorstandsmitglieder können jederzeit ihren Rücktritt erklären. Die Rücktrittserklärung ist an den 

Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten Vorstands an die Mitgliederversammlung zu richten. Der 

Rücktritt wird sofort wirksam. 

 

13. Aufgaben des Vorstandes 

13.1 Zuständigkeiten 

Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das „Leitungsorgan“ im Sinne des VereinsG 2002. Ihm 

kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In 

seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten: 

 

a. Festlegung der Entgeltgestaltung des Vereins im Zusammenhang mit dem Verkauf von Energie an 

die teilnehmenden Netzbenutzer sowie für Energiedienstleistungen; 

b. Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden Rechnungswesens mit laufender 

Aufzeichnung der Einnahmen/Ausgaben und Führung eines Vermögensverzeichnisses als 

Mindesterfordernis; 

c. Erstellung des Jahresvoranschlags, des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsabschlusses; 

d. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung;  

e. Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und den geprüften 

Rechnungsabschluss; 

f. Verwaltung des Vereinsvermögens; 

g. Aufnahme und Kündigung von Dienstnehmern des Vereins sowie der Abschluss von Werkverträgen; 

h. Bekanntgabe einer Statutenänderung, die Einfluss auf die abgabenrechtlichen Begünstigungen hat, 

an das zuständige Finanzamt binnen einer Frist von einem Monat. 

 



 

 

13.2 Festlegung von Entgelten 

Der Vorstand hat die Mitgliedsbeiträge und sämtliche sonstigen Entgelte des Vereins so festzulegen, dass 

dieser im Rahmen des vereins- und energierechtlich Zulässigen im (Haupt-)Zweck nicht auf finanziellen 

Gewinn (§ 79 Abs 2 EAG) gerichtet ist2. 

 

Der Vorstand hat jedenfalls darauf Rücksicht zu nehmen, dass im Rahmen der Bestimmungen des § 79 Abs 

2 EAG die Zahlungsfähigkeit des Vereines sichergestellt und für ausreichende Liquiditätsvorsorge und 

Reserven gesorgt ist. Die Entgeltgestaltung (Höhe der Entgelte; Fälligkeit; Zahlungsmodalitäten) erfolgt 

unter Wahrung der sachlichen Gleichbehandlung der Mitglieder. 

 

Die Festlegung der Entgelte durch den Vorstand erfolgt in der Regel beschlussförmig einmal jährlich, 

längstens 4 Wochen vor dem Termin der ordentlichen Mitgliederversammlung. Die Inhalte der 

Beschlussfassung über die Entgeltgestaltung sind in der Tagesordnung zur Mitgliederversammlung 

jedenfalls zur Gänze anzuführen. 

 

Für Zwecke der Kalkulation der Entgelte ist zu berücksichtigen, dass allfällige seitens der 

Energieerzeugungsanlagen des Vereines erzeugte Überschussenergie, über welche der Verein verfügen 

darf, im Wege eines Abnahmevertrages durch den Verein zu verkaufen ist und keine Zuordnung an die 

einzelnen Mitglieder entsprechend ihrem ideellen Anteil erfolgt. 

 

Insofern die Zahlungsfähigkeit des Vereines unterjährig nicht sichergestellt sein sollte und keine liquiden 

Mittel aus aufrechten Nachschusspflichten eingefordert werden können, hat der Vorstand unverzüglich einen 

Beschluss über die Anpassung der Entgeltgestaltung herbeizuführen und den Mitgliedern schriftlich 

mitzuteilen. Insofern nicht binnen 2 Wochen ab erstmaliger Einberufung einer Vorstandssitzung eine 

Einigung über die Entgeltgestaltung herbeigeführt werden kann, hat der Präsident unverzüglich die 

außerordentliche Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung über die Entgeltgestaltung einzuberufen, 

wobei in diesem Fall jedes Vorstandsmitglied verpflichtet ist und sonstige ordentliche Mitglied berechtigt 

sind, längstens 7 Tage vor der außerordentlichen Mitgliederversammlung (einlangend beim Vorstand) einen 

Vorschlag für die Entgeltgestaltung einzubringen. 

 

14. Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder  

14.1  

Der Präsident vertritt den Verein nach außen, gegenüber Behörden und Dritten. Der Präsident führt die 

Geschäfte des Vereines. Die Vizepräsidentin unterstützt den Präsidenten bei der Führung der 

Vereinsgeschäfte. 

 

14.2  

Schriftliche Ausfertigungen, Geldangelegenheiten und Rechtsgeschäfte des Vereins bedürfen zu ihrer 

Gültigkeit der Unterschrift des Präsidenten oder der Unterschrift der Vizepräsidentin. Rechtsgeschäfte 

zwischen einem Vorstandsmitglied und dem Verein bedürfen der Zustimmung der Mitgliederversammlung. 

 

 
 



 

 

14.3  

Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn zu zeichnen, 

können vom Präsidenten und/oder der Vizepräsidentin erteilt werden. 

 

14.4  

Bei Gefahr im Verzug ist der Präsident berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der 

Mitgliederversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener Verantwortung selbständig Anordnungen 

zu treffen. 

 

14.5  

Der Präsident führt den Vorsitz in Mitgliederversammlung und Vorstand. 

 

14.6  

Der Präsident führt Protokoll in Mitgliederversammlung und Vorstand.  

 

14.7  

Der Präsident ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins und für die Führung der Konten 

verantwortlich. 

 

14.8  

Im Fall der Verhinderung treten an die Stelle des Präsidenten, die Vizepräsidentin. 

 

15. Rechnungsprüfer 

15.1  

Mindestens zwei Rechnungsprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 5 Jahren 

gewählt. Wiederwahl ist unbeschränkt möglich. Die Rechnungsprüfer, die nicht Vereinsmitglied sein müssen, 

dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der Mitgliederversammlung – angehören, dessen Tätigkeit 

Gegenstand der Prüfung ist. 

 

15.2  

Den Rechnungsprüfern obliegt die laufende Prüfung der Finanzgebarung des Vereins im Hinblick auf die 

Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die statutengemäße Verwendung der Mittel; davon ist 

insbesondere die Prüfung und das Aufzeigen von Insichgeschäften sowie ungewöhnlichen Einnahmen oder 

Ausgaben umfasst. 

 

Der Vorstand hat den Rechnungsprüfern zu jeder Zeit unverzüglich die erforderlichen Unterlagen vorzulegen 

und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Rechnungsprüfer haben dem Vorstand und der 

Mitgliederversammlung über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. 

 

Kommentiert [AH22]: Zwei Rechnungsprüferinnen 
bzw. Rechnungsprüfer sind lt. VerG vorgeschrieben. 
Sie dürfen nicht dem Vorstand angehören. Somit 
übernehmen diese Rolle die beiden verbleibenden 
Mitbewohnerinnen bzw. Mitbewohner der Haushalte. 

Kommentiert [AH23]: Zur Vereinfachung wurde die 
maximal zulässige Laufzeit gewählt. 



 

 

16. Datenschutz 

16.1  

Jedes Mitglied willigt im Rahmen der vorliegenden Vereinsmitgliedschaft in die erforderliche Verarbeitung 

und Speicherung sowie den Austausch aller zur Abwicklung des Vereinszweckes erforderlichen Daten durch 

den Verein sowie zwischen dem Verein und dem betroffenen Netzbetreiber ein. 

 

16.2  

Der Verein verpflichtet sich gegenüber dem Mitglied, die ihm in Ausübung des Mitgliedschaftsverhältnisses 

und Vereinszweckes zur Kenntnis gelangenden personenbezogenen Daten (Name, Geburtsdatum und 

Adresse) des Mitgliedes, insbesondere aber das Datum „Energieverbrauch“, mit höchster Vertraulichkeit zu 

behandeln und die erhobenen Daten nur zur Erfüllung der vertraglichen Pflichten zu verarbeiten. 

 

16.3  

Dem Mitglied kommt gegenüber dem Verein das Recht auf Auskunft, Berichtigung sowie nach Beendigung 

des Vertragsverhältnisses innerhalb des gesetzlichen Rahmens das Recht auf Löschung, Einschränkung 

der Verarbeitung bzw. Widerspruch gegen die Verarbeitung und Datenübertragbarkeit bei der EEG sowie 

das Beschwerderecht bei der Datenschutzbehörde zu. 

 

17. Schiedsgericht 

17.1  

Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist das vereinsinterne 

Schiedsgericht berufen. Es ist eine „Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und kein 

Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO. 

 

17.2  

Das Schiedsgericht setzt sich aus 2 ordentlichen Vereinsmitgliedern bzw. deren gesetzlichen Vertretern 

zusammen. Es wird derart gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter schriftlich 

namhaft macht. Über Aufforderung durch den Vorstand binnen sieben Tagen macht der andere Streitteil 

innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts namhaft. Nach Verständigung durch 

den Vorstand innerhalb von 7 Tagen wählen die namhaft gemachten Schiedsrichter binnen 14 Tagen ein 

drittes Mitglied zum Vorsitzenden des Schiedsgerichtes. Bei Namhaftmachung mehrerer Personen als 

Vorsitzenden entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los, wer den Vorsitz führt. Die Mitglieder des 

Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der Mitgliederversammlung – angehören, dessen 

Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit ist. Reicht die Anzahl der Vereinsmitglieder nicht aus, um die Positionen 

des Schiedsgerichtes zu besetzen, können auch Dritte als Schiedsrichter bestellt werden. 

 

17.3  

Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehörs bei Anwesenheit aller 

seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. Seine 

Entscheidungen sind vereinsintern endgültig. 

 



 

 

17.4  

Die Streitteile können sich rechtsanwaltlich vertreten lassen, ein Kostenzuspruch findet jedoch nicht statt. 

Im Zuge der Streitschlichtung kann das Schiedsgericht jedoch eine Empfehlung zur Kostentragung abgeben. 

 

18. Freiwillige Auflösung des Vereins 

18.1  

Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung und nur mit 

Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

 

18.2  

Diese Mitgliederversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die Abwicklung zu 

beschließen. Insbesondere hat sie einen Abwickler zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, wem dieser 

das nach Abdeckung der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat. Sofern die 

Mitgliederversammlung nichts Abweichendes beschließt, ist der Präsident der vertretungsbefugte Abwickler. 

 

18.3  

Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach Beschlussfassung der 

zuständigen Vereinsbehörde schriftlich anzuzeigen. 

 

19. Verwendung des Vereinsvermögens bei Ausscheiden von Mitgliedern, bei Auflösung des 

Vereins oder bei Wegfall des begünstigten Zwecks 

19.1  

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen begünstigten Vereinszwecks ist das nach 

Abdeckung der Passiva verbleibende Vereinsvermögen in einem ersten Schritt im Verhältnis der geleisteten 

Einlagen zuzüglich allfälliger Nachschüsse an die ordentlichen Mitglieder zu verteilen.  

 

Die Mitglieder dürfen bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins jedoch nicht mehr als ihre eingezahlten 

Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer Sacheinlagen zurückerhalten, der nach dem Zeitpunkt der 

Leistung der Einlagen zu berechnen ist; zudem sind die Bestimmungen des § 30 Abs 2 VereinsG hinsichtlich 

der Vermögenszuteilung an Mitglieder jedenfalls einzuhalten. 

 

19.2  

Im Falle des Ausscheidens oder Ausschlusses eines Mitgliedes verbleiben sowohl die Grundeinlage als 

auch allfällige geleistete Mitgliedsbeiträge und Zuschüsse entschädigungslos beim Verein. 

 

Die Bestimmungen des Punktes 18.1 Abs 2 gelten im Übrigen analog. 

 



 

 

19.3  

Das nach Abdeckung der Passiva verbleibende Vereinsvermögen/ Das verbleibende Vermögen ist für 

Zwecke der _____/ für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der §§ 34 ff 

Bundesabgabenordnung (BAO) zu verwenden. Soweit möglich und erlaubt, soll es dabei Institutionen 

zufallen, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie dieser Verein verfolgen 

  

Kommentiert [AH24]: Anpassung zu Gunsten jeglicher 
gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher 
Institutionen, da der Passus so flexibler ausgelegt 
werden kann. 



 

 

 

 

ENERGIE- und LEISTUNGSBEZUGSVEREINBARUNG 

abgeschlossen zwischen 

 

1. EEG [•••], ZVR-Zahl: [•••] 
 

als „Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft“ („EEG“) gemäß § 7 Abs 1 Z 15a iVm §§ 16c ff ElWOG 2010 

einerseits 

 

sowie 

 

2. [•••] 
 

als „Mitglied“ der EEG, „Mitgliederseite“ oder „teilnehmender Netzbenutzer“ andererseits, 

 

wie folgt: 

 

1. EEG – Grundlagen der Leistungserbringung 

Die EEG verfügt über Energieerzeugungsanlagen, mit der sie in der Lage ist, im Rahmen der gesetzlichen 

Bestimmungen elektrische Energie zu erzeugen, die eigenerzeugte Energie zu verbrauchen, zu speichern 

oder zu verkaufen sowie für ihre Mitglieder Energiedienstleistungen zu erbringen. 

 

Der teilnehmende Netzbenutzer ist jedenfalls Mitglied der EEG. Der teilnehmende Netzbenutzer verfügt über 

eine Verbrauchsanlage mit den Zählpunktnummer(n): [•••] 

 

Die Energieerzeugungsanlage werden gemäß § 16d Abs 2 Z 1 ElWOG gemäß der Beilage beschrieben, 

wobei im Falle des Hinzutretens oder Ausscheidens von Erzeugungsanlagen die jeweiligen Beilagen durch 

die EEG unter nachweislicher Übermittlung an die Mitgliederseite einseitig ersetzt werden dürfen. 

 

2. Tätigkeitsumfang der EEG 

Die EEG umfasst konkret folgenden Tätigkeitsumfang: 

 

Energieerzeugung; 

Verbrauch eigenerzeugter Energie; 

Verkauf von Energie 

 

3. Festlegung – Anteil; Energieaufteilung 

Hinsichtlich des Strombezuges der teilnehmenden Netzbenutzer aus der Energieerzeugungsanlage wird 

zwischen den Vertragspartnern vereinbart wie folgt: 

 

Kommentiert [AH25]: Quelle: 
energiegemeinschaften.gv.at, 
https://energiegemeinschaften.gv.at/downloadbereich/. 
eigene Bearbeitung 
Stand 08.12.2023. Das Vertragswerk ist laufender 
Aktualisierung und Anpassung unterworfen, es 
empfiehlt sich die neueste Version herunter zu laden. 

Kommentiert [AH26]: Name und Adresse der EEG 

Kommentiert [AH27]: Vereinsregisterzahl des Vereins 
(EEG) 

Kommentiert [AH28]: Name und Adresse des 
Consumer 

https://energiegemeinschaften.gv.at/downloadbereich/


 

 

Für Zwecke der allenfalls erforderlichen Festlegung einer rechnerischen Anteils-

Bemessungsgrundlage der Mitgliederseite als teilnehmendem Netzbenutzer sowie im 

Zusammenhang mit der anteilsmäßigen Zuweisung von Energie aus der Energieerzeugungsanlage 

wird der „ideelle Anteil“ des teilnehmenden Netzbenutzers, der dem rechnerisch bilanziellen 

Verbrauchsanteil des teilnehmenden Netzbenutzers an der Gesamterzeugung der EEG entspricht, 

festgelegt. 

 

Insofern seitens des Vereins durch Beschluss der Generalversammlung nachfolgend eine geänderte 

Festlegung des „Anteils“ der Mitglieder erfolgt, ist dieser der vorliegenden Vereinbarung mit der 

Wirksamkeit zum Tag nach wirksamer Beschlussfassung zu Grunde zu legen, ohne dass es hierfür 

einer gesonderten Vertragsanpassung bedürfte. Der EEG obliegt in diesem Zusammenhang die 

Verpflichtung zur Meldung von erfolgten Änderungen an den jeweiligen Netzbetreiber. 

 

Festgehalten wird diesbezüglich, dass mit dieser Anteilsfestlegung keinerlei dingliche Berechtigung 

des teilnehmenden Netzbenutzers an der Energieerzeugungsanlage verbunden sein muss, sondern 

lediglich eine elektrizitätsrechtliche Anteilszuweisung gemäß § 16d Abs 2 Z 3 ElWOG 2010 

vorgenommen wird.  

 

Außerhalb der Verwendung als Bemessungs- und Berechnungsgrundlage innerhalb eines statischen 

oder dynamischen Modells bleibt der hier festgelegte ideelle Anteil zwischen den Mitgliedern und 

auch im Verhältnis zur EEG ansonsten ohne rechtlichen Belang, insofern im Rahmen des 

Vereinsstatutes oder sonstiger Vereinbarungen nicht abweichendes geregelt ist. 

 

4. Virtuelle Energiezuweisung und Abgeltung 

Die virtuelle Zuweisung der seitens der EEG erzeugten oder dieser zumindest zugewiesenen Energie 

erfolgt nach dem tatsächlichen physikalischen Bezug (Messung am Zählpunkt) der 

Verbrauchsanlagen, sohin im Verhältnis zum momentanen Verbrauchsverhalten, der jeweiligen 

teilnehmenden Netzbenutzer. 

 

Die Zuordnung ist mit dem Energieverbrauch des jeweiligen teilnehmenden Netzbenutzers in der 

Viertelstunde begrenzt. Bei Nullverbrauch eines teilnehmenden Netzbenutzers ist die Energie den 

anderen teilnehmenden Netzbenutzern zuzuordnen. 

 

Für Zwecke der energierechtlichen und zuweisungs- sowie rechnungstechnischen Behandlung des 

gegenständlichen Energiebezuges im Zusammenhang mit der Energieerzeugungsanlage der EEG 

vereinbaren die Vertragspartner gegenüber dem Netzbetreiber die rechnerische Zuordnung eines 

dynamischen Anteiles (vgl Punkt 3.1 iVm 4.1) der erzeugten Energie an die jeweiligen 

Verbrauchsanlagen der teilnehmenden Netzbenutzer. Hinsichtlich der Ermittlung der viertelstündlich 

zugeordneten Werte ist seitens des Netzbetreibers § 16e Abs 3 ElWOG 2010 zur Anwendung zu 

bringen. 

 

Der teilnehmenden Netzbenutzer stimmt ausdrücklich zu, dass der Netzbetreiber Netz Burgenland 

GmbH den Energiebezug hinsichtlich der Verbrauchsanlage des teilnehmenden Netzbenutzers mit 

einem Lastprofilzähler oder unterhalb der Grenzen des § 17 Abs 2 ElWOG 2010 mit einem 



 

 

intelligenten Messgerät gemäß § 7 Abs 1 Z 31 ElWOG 2010 misst und diese Daten verarbeitet (vgl 

dazu Punkt 5.6). Die seitens des Netzbetreibers an die EEG und die teilnehmenden Netzbenutzer 

zur Verfügung gestellten Daten (§ 16e Abs 1 Z 2 ElWOG 2010) zur Einspeisung der 

Erzeugungsanlagen und zum Bezug der teilnehmenden Netzbenutzer bilden die Grundlage für die 

nachfolgende Verrechnung der Energiebezugsentgelte von der EEG an die Mitgliederseite im 

Innenverhältnis. Die EEG ist dabei berechtigt, die seitens des Netzbetreibers durchgeführten 

Messungen, Zuordnungen und Saldierungen ohne weitere inhaltliche Prüfung zur Erfüllung und 

Durchführung der vorliegenden vertraglichen Vereinbarung zu übernehmen. 

 

Der teilnehmende Netzbenutzer verpflichtet sich, der EEG für den gemäß Punkt 4.1. vom 

Netzbetreiber festgestellten, der Verbrauchsanlange des teilnehmenden Netzbenutzers 

zugewiesenen Energiebezug aus der Energieerzeugungsanlage einen Pauschalbetrag von Cent 0 

/ kWh zzgl. allenfalls hierfür anfallender USt sowie sonstiger von der EEG für die 

vertragsgegenständliche Lieferung von elektrischer Energie zu tragenden oder abzuführenden 

öffentlichen Steuern, Abgaben, Gebühren und Entgelten gemäß Beschluss des Vorstandes oder der 

Generalversammlung des Vereines zu entrichten („Energiebezugspreis“). 

 

Insofern seitens des Vereins durch Beschluss des Vorstandes oder der Generalversammlung 

nachfolgend eine geänderte Festlegung des Energiebezugspreises für die Mitglieder erfolgt, ist 

dieser mit der Wirksamkeit zum Tag nach gültiger Beschlussfassung der vorliegenden Vereinbarung 

zu Grunde zu legen, ohne dass es hierfür einer gesonderten Vertragsanpassung bedürfte. 

 

Der Energiebezugspreis wird unabhängig von der tageszeitlichen Gelegenheit des Energiebezuges 

durch die Mitgliederseite vereinbart. 

 

Der Energiebezugspreis wird durch den Vorstand bei Bedarf angepasst. 

 

5. Betrieb, Erhaltung und Wartung der Erzeugungsanlagen sowie die Kostentragung der 

Energieerzeugungsanlage 

Die EEG fungiert als dingliche Eigentümerin oder zumindest im gesetzlich erforderlichen Umfang als 

Betriebs- und Verfügungsberechtigte (an) der Energieerzeugungsanlage.  

 

Betrieb, Erhaltung und Wartung der Energieerzeugungsanlage liegen gegenüber den teilnehmenden 

Netzbenutzern in der alleinigen Verantwortung und Kostentragung der EEG. 

 

Ebenso liegt die Haftung für die Energieerzeugungsanlage allein bei der EEG und wird diese die 

teilnehmenden Netzbenutzer gegen sämtliche Ansprüche Dritter aus Schäden durch die 

Energieerzeugungsanlage schad- und klaglos halten. Der Abschluss allfälliger Versicherungen für 

die Energieerzeugungsanlage obliegt alleine der EEG. 

 

Die Verantwortlichkeiten für die angeschlossenen Verbrauchsanlagen der teilnehmenden 

Netzbenutzer bleiben von den Sonderregelungen hinsichtlich der Energieerzeugungsanlage 

unberührt und richten sich weiterhin nach den jeweils allgemein anwendbaren Bestimmungen. Der 

Kommentiert [AH29]: Es findet kein Geldfluss vom 
Consumer an die EEG statt. 



 

 

Abschluss allfälliger Versicherungen für die Verbrauchsanlagen obliegt alleine dem jeweiligen 

teilnehmenden Netzbenutzer. 

 

Festgehalten wird zwischen den Vertragspartnern, dass die EEG keinerlei Gewähr für die Quantität, 

die Art und den Umfang der über die Energieerzeugungsanlage erzeugten Energie leistet, sodass 

diesbezüglich sämtliche Ansprüche der teilnehmenden Netzbenutzer gegen die EEG aus 

mangelnder Stromerzeugung ausgeschlossen werden. 

 

Der teilnehmende Netzbenutzer verpflichtet sich zum Zwecke der Durchführung des Betriebes der 

Energieerzeugungs- und Verbrauchsanlage mit dem jeweiligen Netzbetreiber alle erforderlichen 

Vereinbarungen hinsichtlich Datenverwaltung und Datenbearbeitung der Energiedaten der 

Energieerzeugungsanlage der EEG und der Anlagen des jeweils teilnehmenden Netzbenutzers 

abzuschließen, dem Netzbetreiber den erforderlichen Zugang zur Verbrauchsanlage zu gewähren 

und auch sonst alles zu unternehmen und alle sonst erforderlichen Zustimmungen gegenüber der 

EEG sowie dem Netzbetreiber zu erteilen, um die Umsetzung der vorliegenden Vereinbarungsinhalte 

zu fördern. 

 

Jedenfalls stimmt der teilnehmende Netzbenutzer der Auslesung und Übermittlung der 

Viertelstundenwerte durch den Netzbetreiber gemäß § 84a ElWOG 2010 zu. 

 

Hiervon umfasst ist auch die Zustimmung zum Austausch aller zur Abwicklung dieser Vereinbarung 

wie auch der Vereinbarungen zwischen der EEG und dem Netzbetreiber erforderlichen Daten 

zwischen der EEG und dem Netzbetreiber. 

 

Gleichzeitig wird auch die EEG die erforderlichen Vereinbarungen mit dem Netzbetreiber 

abschließen, um die vorliegenden Vertragsinhalte zur Umsetzung zu bringen. Der teilnehmende 

Netzbenutzer erteilt hierzu mit Unterfertigung der vorliegenden Vereinbarung ausdrücklich seine 

Zustimmung. 

 

Die EEG verpflichtet sich gegenüber dem teilnehmenden Netzbenutzer, die ihr in Ausübung dieses 

Vertrages zu Kenntnis gelangenden personenbezogenen Daten (Name, Geburtsdatum und Adresse) 

des teilnehmenden Netzbenutzers, insbesondere aber das Datum „Energieverbrauch“, mit höchster 

Vertraulichkeit zu behandeln und die erhobenen Daten nur zur Erfüllung der vertraglichen Pflichten 

zu verarbeiten, worin der ausschließliche Grund für die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung liegt (Art 6 

Abs 1 lit b DSGVO). Die EEG ist Verantwortliche iSd Art 4 Abs 7 DSGVO.  

 

Dem teilnehmenden Netzbenutzer kommt gegenüber der EEG das Recht auf Auskunft, Berichtigung 

sowie nach Beendigung des Vertragsverhältnisses innerhalb des gesetzlichen Rahmens das Recht 

auf Löschung, Einschränkung der Verarbeitung bzw. Widerspruch gegen die Verarbeitung und 

Datenübertragbarkeit bei der EEG sowie das Beschwerderecht bei der Datenschutzbehörde zu. 

 

Der teilnehmende Netzbenutzer ist im Rahmen der vorliegenden Vereinbarung hinsichtlich der 

Energieerzeugungsanlage weder an Investitionskosten beteiligt noch nimmt er direkt an den 

laufenden Kosten und Erträgen, insbesondere im Zusammenhang mit Einspeiseerlösen in das 

öffentliche Netz, Teil. Insofern stehen dem teilnehmenden Netzbenutzer bei Auflösung der 



 

 

vorliegenden Vereinbarung und unbeschadet hiervon abweichender Vereinbarungen in anderen 

Verträgen aus dieser heraus keinerlei Kostentragungspflichten oder Rückerstattungs- bzw 

Ertragsanteilsrechte gegenüber der EEG zu. 

 

Die Vertragspartner nehmen iÜ zur Kenntnis, dass die EEG gegenüber dem teilnehmenden 

Netzbenutzer im Zusammenhang mit der Einhaltung aller energierechtlichen Voraussetzungen und 

Erfordernisse Gewähr leistet und den teilnehmenden Netzbenutzer gegen sämtliche Ansprüche 

hieraus schad- und klaglos hält. Dies gilt insbesondere für die Verpflichtungen der EEG gemäß §§ 

16d Abs 4 ElWOG 2010 sowie die aus Verstößen dagegen resultierenden Rechtsfolgen. 

 

6. Kündigung und Vertragsauflösung; freie Lieferantenwahl 

Es steht dem teilnehmenden Netzbenutzer offen, die vorliegende Deckung des Verbrauchs aus der 

Energieerzeugungsanlage mit einer Kündigungsfrist von 4 Wochen zum Monatsletzten zu kündigen, 

sofern gemäß § 76 Abs 1 ElWOG 2010 nicht zwingend kürzere Kündigungsfristen zur Anwendung 

gelangen. Jedenfalls gilt die gegenständliche Vereinbarung automatisch als aufgelöst, ohne dass es 

hierfür eines weiteren Rechtsaktes bedürfte, wenn der teilnehmende Netzbenutzer als Mitglied aus 

der EEG ausscheidet. 

 

Hinsichtlich der Energie des teilnehmenden Netzbenutzers, welche über das öffentliche Netz 

bezogen wird, verpflichtet sich der teilnehmende Netzbenutzer, eigenständige Vereinbarungen mit 

dem Energielieferanten und Netzbetreiber hinsichtlich des Anschlusses an das öffentliche Netz, des 

Netzzuganges und der aufrechten Energielieferung aus dem öffentlichen Netz abzuschließen. 

 

Demgegenüber steht es der EEG offen, die gegenständliche Bezugs- und Betriebsvereinbarung, 

unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 4 Wochen zum Monatsletzten ordentlich zu kündigen. 

Zudem steht der EEG – unbeschadet der generellen Berechtigung zur außerordentlichen Kündigung 

– jedenfalls das Recht zur fristlosen Kündigung offen, wenn der teilnehmende Netzbenutzer trotz 

einmaliger qualifizierter Mahnung durch die EEG mit Zahlungsverpflichtungen aus der vorliegenden 

Vereinbarung mehr als 8 Wochen im Verzug ist. 

 

Die vorliegende Vereinbarung wird selbstständig – ohne dass es hierfür eines gesonderten 

Rechtsaktes der Vertragspartner bedürfte - aufgelöst, wenn 

 

a. die gesetzlichen oder sonstigen regulatorischen Voraussetzungen des teilnehmende 

Netzbenutzers für eine Teilnahme an einer EEG wegfallen; ODER 

b. Vereinbarungen zwischen dem teilnehmenden Netzbenutzer und dem Netzbetreiber nicht 

mehr aufrecht sind oder aufgelöst werden, die zur Erfüllung oder Umsetzung der vorliegenden 

Vereinbarung erforderlich sind (ab dem Zeitpunkt der Vertragsauflösung gegenüber dem 

Netzbetreiber); ODER 

c. die erforderlichen Vereinbarungen zwischen der EEG und dem Netzbetreiber nicht mehr 

aufrecht sind oder aufgelöst werden; ODER 

d. sonstige Voraussetzungen und Bedingungen betreffend den Betrieb einer EEG zwischen 

dem Netzbetreiber und der EEG nicht mehr vorliegen. 

 



 

 

7. Haftung 

Die Haftung der EEG für die seitens des Netzbetreibers erfolgten Messungen der verbrauchten und 

der erzeugten Energiemengen sowie die Zuordnung entsprechend den jeweils vereinbarten bzw. 

über die Marktprozesse bekannt gegebenen Aufteilungsverhältnissen und die Saldierung mit der vom 

jeweiligen teilnehmenden Netzbenutzer bezogenen Energie wird jedenfalls ausgeschlossen. Der 

teilnehmende Netzbenutzer übernimmt vielmehr die alleinige Prüfung der Vollständigkeit und 

Richtigkeit der genannten Daten und wird die EEG umgehend informieren, sofern diesbezüglich 

Fehler oder Abweichungen angenommen werden. 

 

Überdies haftet der teilnehmende Netzbenutzer der EEG gegenüber für die Richtigkeit der an den 

Netzbetreiber übermittelten Daten und hält die EEG diesbezüglich schad- und klaglos. 

 

Soweit es danach für die Haftung auf Verschulden ankommt, wird mit Ausnahme von 

Personenschäden nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit gehaftet. Der Ersatz von 

Verdienstentgang, entgangenem Gewinn und von Folgeschäden, insbesondere der Ersatz von 

Drittschäden ist jedenfalls soweit gesetzlich zulässig ausgeschlossen. 

 

Die EEG haftet nicht für die Abführung von Steuern und Abgaben und/oder Entrichtung von 

Gebühren seitens der teilnehmenden Netzbenutzers. 

 

8. Schlussbestimmungen 

Ergänzungen und Abänderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für ein 

Abgehen von diesem Schriftformgebot. 

 

Vom Regelungsinhalt dieser Vereinbarung abweichende Bestimmungen, die in Vereinbarungen 

zwischen der EEG und teilnehmenden Netzbenutzern, die gleichzeitig Eigentümer von 

Energieerzeugungsanlagen sind, an denen die EEG entsprechende Betriebs- und Verfügungsgewalt 

erworben hat, normiert werden, gehen den Bestimmungen der vorliegenden Vereinbarung vor. 

 

Gerichtsstand für Streitigkeiten aus diesem Vertragsverhältnis ist, soweit gesetzlich zulässig oder 

vereinbar, das am Sitz der EEG sachlich zuständige Gericht. Es gilt österreichisches materielles 

Recht mit Ausnahme der Verweisungsnormen, die auf ausländisches Privatrecht verweisen. 

 

Sollten einzelne Bestimmungen des gegenständlichen Vertrages oder etwaiger Nachträge 

rechtsunwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Vereinbarungen nicht berührt. 

 

Die Vertragsparteien verpflichten sich vielmehr, die ungültig gewordene Bestimmung, je nach 

Notwendigkeit, durch eine ihr im wirtschaftlichen, rechtlichen und technischen Erfolg für beide 

Vertragspartner gleichkommende, rechtsgültige Bestimmung zu er-setzen. Dies gilt insbesondere, 

wenn aufgrund einer Gesetzesänderung und/oder einer Änderung der Marktregeln oder der 

Allgemeinen Verteilernetzbedingungen eine Anpassung des gegenständlichen Vertrages erforderlich 

ist. 

 



 

 

Wenn aufgrund einer Gesetzesänderung und/oder einer sonstigen Änderung der regulatorischen 

Rahmenbedingungen für die EEG und deren Verhältnis zu teilnehmenden Netzbenutzern eine 

Anpassung des gegenständlichen Vertrages erforderlich ist, verpflichten sich die Vertragspartner, 

den Vertrag zeitnah an die neuen Gegebenheiten anzupassen. 

 

Alle Bestimmungen dieses Vertrages, insbesondere sämtliche sich aus diesem Vertrag ergebende 

Rechte und Pflichten, gehen beiderseits auf die Einzel- und Gesamtrechtsnachfolger über. Jeder 

Vertragspartner ist berechtigt und verpflichtet, diesen Vertrag und die sich daraus ergebenden 

Rechte und Pflichten auf allfällige Rechtsnachfolger zu überbinden. Über jede Veränderung, die ein 

Eintreten einer Rechtsnachfolge durch Dritte nach sich zieht, ist der andere Partner umgehend 

schriftlich in Kenntnis zu setzen. 

 

9. Beilagen 

Gemäß § 16d Abs 2 Z 1 ElWOG werden die Energieerzeugungsanlagen der EEG beschrieben wie folgt: 

 

ZEICHNUNG: 

 

 

ORT, DATUM 

 

 

 

__________________________________________ 

[•••] 

 

 

 

__________________________________________ 

[•••] 

 

 

 

Beilage – Energieerzeugungsanlage  

  

Kommentiert [AH30]: Name und Unterschrift des 
Consumer (teilnehmende Netzbenutzerin bzw. 
teilnehmender Netzbenutzer) 
 

Kommentiert [AH31]: Name der EEG und 
rechtmäßige Unterschrift 
 
Achtung bei Insichgeschäften, siehe Punkt 4.1.1 
Vereinsrecht: Ist die teilnehmende Netzbenutzerin bzw. 
der teilnehmender Netzbenutzer ein Vorstandsmitglied, 
so muss die zweite Vorständin bzw. der zweite 
Vorstand mitunterschreiben. 



 

 

Beilage 

ZP-Bezeichnung Art der Erzeugung  Engpassleistung 

[•••] 

 

Photovoltaik [•••] kWp 

 

 

  

Kommentiert [AH32]: Zählpunktnummer für 
Einspeisung 

Kommentiert [AH33]: Engpassleistung der PV-Anlage 
in kWp 



 

 

 

 

VEREINBARUNG 

über 

die VERLEIHUNG und NUTZUNG 

einer 

ENERGIEERZEUGUNGSANLAGE 

(Typ: Überschusseinspeiser) 

abgeschlossen zwischen 

 

1. EEG [•••], ZVR-Zahl: [•••] 
 

als „Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft“ („EEG“) gemäß § 7 Abs 1 Z 6a iVm §§ 16c ff ElWOG 2010 iVm § 

79f EAG einerseits 

 

sowie 

 

2. [•••] 
als „Eigentümerin“ der Energieerzeugungsanlage 

 

wie folgt: 

 

1 Präambel 

[•••], ist Eigentümer/in der Energieerzeugungsanlage, die auf Gst [•••] zu liegen kommt, sowie Mitglied der 

EEG. 

 

Mit der vorliegenden Vereinbarung wird der EEG die Verfügungs- und Betriebsgewalt über (diese) 

Energieerzeugungsanlage(n) im unter Punkt 2 normierten Umfang der EEG übertragen, mit der sie in der 

Lage ist, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen elektrische Energie zu erzeugen, die eigenerzeugte 

Energie zu verbrauchen, zu speichern oder, sofern technisch und rechtlich zulässig, zu verkaufen sowie für 

ihre Mitglieder Energiedienstleistungen zu erbringen. Zudem werden die weiterführenden wechselseitigen 

Rechte und Pflichten zwischen dem Eigentümer und der EEG geregelt. 

 

Bei der EEG handelt es sich um einen Verein iSd VereinsG, der zu ZVR-Zahl [•••] registriert ist. 

 

2 Leihgegenstand; Dauer des Leihvertrages 

Gegenstand des vorliegenden Leihvertrages ist die im Eigentum von [•••], stehende und auf Gst [•••] 

situierte Energieerzeugungsanlage mit folgender Anlagenbeschreibung: 

 

Kommentiert [AH34]: Ursprüngliche Quelle: 
energiegemeinschaften.gv.at, 
https://energiegemeinschaften.gv.at/downloadbereich/. 
eigene Bearbeitung 
Stand 08.12.2023.  
Eigene Anpassungen: Der gesamte Vertrag wurde 
hinsichtlich der Eigenheiten eines Bestandvertrag 
analysiert und zu einem Leihvertrag abgeändert. 
Wichtig ist, die wesentlichen Punkte die für den 
Übertrag der Verfügungs- und Betriebsgewalt 
beizubehalten sowie grundsätzlich die Regelungen aus 
dem Muster zu belassen. 
 

Kommentiert [AH35]: Der Überschuss ist die Differenz 
aus Produktion aus der PV-Anlage und Eigenverbrauch. 
Der Prosumer stellt nur die Energie der EEG zur 
Verfügung, die nicht selbst verbraucht werden kann. 

Kommentiert [AH36]: Name und Adresse der EEG 

Kommentiert [AH37]: Vereinsregisterzahl des Vereins 
(EEG) 

Kommentiert [AH38]: Name und Adresse des 
Prosumer 

Kommentiert [AH39]: Name und Geburtsdatum des 
Anlagenbetreibers bzw. der Anlagenbetreiberin 

Kommentiert [AH40]: Grundstücksnummer und 
Katastralgemeinde in dem die PV-Anlage befindlich ist 

Kommentiert [AH41]: Die EEG muss die Verfügungs- 
und Betriebsgewalt mittels Bestandvertrag übertragen 
bekommen. Sieh dazu Punkt 4.1.7 Sonstiges 

Kommentiert [AH42]: Vereinsregisterzahl des Vereins 
(EEG 

Kommentiert [AH43]: Name und Geburtsdatum des 
Eigentümers bzw. der Eigentümerin der PV-Anlage 

Kommentiert [AH44]: Grundstücksnummer und 
Katastralgemeinde in dem die PV-Anlage befindlich ist 

https://energiegemeinschaften.gv.at/downloadbereich/


 

 

NR. ZP-Bezeichnung Art der Erzeugung  Engpassleistung 

1 [•••] 

 

Photovoltaik [•••] kWp 

 

[•••], leiht gemäß den nachfolgenden Bestimmungen die Energieerzeugungsanlage sowie überlässt im 

Umfang der von der EEG sowie deren teilnehmenden Netzbenutzern verbrauchten, höchstens jedoch der 

ins öffentliche Netz eingespeisten Energie, sowie überlässt in diesem Umfang die Betriebs- und 

Verfügungsgewalt an derselben der EEG und diese übernimmt und nimmt die Energieerzeugungsanlage 

gemäß den nachfolgenden Bestimmungen in Leihe. 

 

Der Eigenverbrauch der Eigentümerin ist mangels Einspeisung in das öffentliche Netz von der weiteren 

Verteilung ausgeschlossen. Festgehalten wird zwischen den Vertragspartnern weiters, dass eine sich 

gegebenenfalls ergebende Überschussenergie (nach der von den teilnehmenden Netzbenutzern 

verbrauchten Energie) dem Erzeugungszählpunkt und somit der Eigentümerin zugeordnet wird. 

 

Das Leihverhältnis wird befristet auf eine Dauer von 1 Jahr abgeschlossen und verlängert sich automatisch 

um ein weiteres, sofern nicht 1 Monat vor der Verlängerung eine Kündigung erfolgt. 

3 Vorzeitige Auflösung 

3.1 Auflösung aus wichtigem Grund durch die Eigentümerin 

Der Eigentümerin steht ungeachtet der vereinbarten Befristung das Recht zu, Leihverhältnis vorzeitig unter 

Einhaltung der Kündigungsfrist von einem Monat aufzukündigen. Die Eigentümerin ist insbesondere dann 

zur sofortigen Auflösung des Leihverhältnisses berechtigt, wenn die EEG trotz schriftlicher Mahnung und 

Nachfristsetzung von mindestens 3 Wochen 

 

• erheblich nachteiligen Gebrauch vom Leihgegenstand macht; 

• gegen eine durch diesen Vertrag übernommene Verpflichtung verstößt. 

 

3.2 Auflösung aus wichtigem Grund durch die EEG 

Der EEG steht demgegenüber die analoge Berechtigung zur sofortigen Auflösung des Leihverhältnisses zu, 

wenn die EEG 

 

• die gesetzlichen oder sonstigen regulatorischen Voraussetzungen für eine EEG nicht mehr erfüllt; 

• über keine teilnehmenden Netzbenutzer mehr verfügt; 

• der Verteilernetzbetreiber der EEG den Zugang zum Netz verweigert oder die Netzzugangsvereinbarung 

auflöst oder die EEG sonst nicht mehr über die erforderlichen Berechtigungen zur Einspeisung der 

Energie in das öffentliche Netz verfügt; 

 

 

Kommentiert [AH45]: Zählpunktnummer für 
Einspeisung 

Kommentiert [AH46]: Engpassleistung der PV-Anlage 
in kWp 

Kommentiert [AH47]: Name und Geburtsdatum des 
Eigentümers bzw. der Eigentümerin der PV-Anlage 

Kommentiert [AH48]: Die Energie die nicht von der 
EEG an den bzw. die Consumer zugeteilt werden kann, 
wird weiterhin an das EVU verkauft. 

Kommentiert [AH49]: Eine bestimmte Laufzeit ist 
notwendig. 



 

 

3.3 Sonderkündigungsgrund: Auflösung aufgrund Untergangs des Leihobjekts / Abfalls der 

Energieleistung / Insolvenz  

Ohne dass es einer Erklärung durch eine der beiden Vertragsparteien bedarf, gehen sämtliche Rechte und 

Pflichten aus dem vorliegenden Vertrag unter, wenn die Energieerzeugungsanlage untergeht oder bei 

Vorliegen von Funktionsuntüchtigkeit und nicht mehr Instand gesetzt wird. 

 

Sämtliche Rechte und Pflichten erlöschen auch dann, wenn  

 

• über das Vermögen einer der beiden Vertragsparteien ein Insolvenzverfahren eingeleitet wird und nicht 

innerhalb von 120 Tagen ab Eröffnung des Insolvenzverfahrens ein Sanierungs- bzw. Zahlungsplan 

wirksam zustande kommt, wobei die Rechte gemäß §§ 23, 24 IO hiervon unberührt bleiben; 

• in den Bestandgegenstand Exekution geführt wird. 

 

4 Unentgeltlichkeit 

Es wird ausdrücklich eine unentgeltliche Überlassung vereinbart.  

 

5 Betriebs- und Verfügungsgewalt; Betriebsführung 

Festgehalten wird, dass die Eigentümerin die Betriebs- und Verfügungsgewalt an der 

vertragsgegenständlichen Energieerzeugungsanlage mit Ausnahme des Eigenverbrauchs gemäß Punkt 2 

im Umfang der von der EEG sowie deren teilnehmenden Netzbenutzern verbrauchten, höchstens jedoch 

der ins öffentliche Netz eingespeisten Energie an die EEG überträgt (Überschusseinspeiser). 

 

Die Eigentümerin hat die Energieerzeugungsanlage im Umfang der Betriebs- und Verfügungsgewalt der 

EEG über alleinige Anweisung der EEG zu betreiben. Es ist der Eigentümerin hinsichtlich der Energiemenge, 

welche der EEG zugewiesen ist, nicht erlaubt, diese an andere natürliche oder juristische Personen zu 

verkaufen, zu übertragen oder sonst in irgendeiner Art und Weise zur Verfügung zu stellen. Zudem darf der 

Betrieb der Energieerzeugungsanlage ohne vorherige Zustimmung durch die EEG nicht eingestellt werden. 

 

Im Rahmen der vorliegenden Betriebs- und Verfügungsgewalt wird der EEG und von dieser beauftragten 

Dritten vom Eigentümer nur dann das Recht eingeräumt, die Anlage und auch die Liegenschaften des 

Eigentümers für Zwecke der Wartung, Instandhaltung, Instandsetzung und des Betriebes jedenfalls im 

hierfür unbedingt erforderlichen Umfang zu betreten, diese zu besichtigen und in jeder Form zu überprüfen, 

wenn der Eigentümer den diesbezüglichen Anweisungen der EEG nicht unverzüglich und vollständig Folge 

leistet oder faktisch nicht in der Lage ist, diese auszuführen. 

 

6 Zählpunktmanagement 

Unbeschadet der vertraglich eingeräumten Betriebs- und Verfügungsgewalt der EEG an der 

Erzeugungsanlage verbleibt die Anlageneigentümerin Inhaberin der mit der Erzeugungsanlage verbundenen 

Zählpunkte und diesbezüglich Vertragspartner des jeweiligen Netzbetreibers. 

 



 

 

Die Eigentümerin stellt der EEG jedoch sämtliche mit dem Zählpunkt verbundenen, für die Erfüllung der 

Aufgaben der EEG gemäß den §§ 16c ff ElWOG und §§ 79f EAG erforderlichen Daten und Informationen 

zur Verfügung und erteilt der EEG mit Unterfertigung der vorliegenden Vereinbarung Auftrag und Vollmacht 

hinsichtlich aller zur Vertragsumsetzung erforderlichen Rechtsgeschäfte und Verfügungen. 

 

7 Wartung und Instandhaltung 

Die Wartung und Instandhaltung der gegenständlichen Energieerzeugungsanlage obliegt ausschließlich 

dem/der Eigentümerin. Dieser verpflichtet sich, den Leihgegenstand sorgfältig zu behandeln, und den 

Leihgegenstand und die für diesen bestimmten Einrichtungen regelmäßig und fachgerecht auf seine Kosten 

zu warten und instand zu halten. Ebenso liegt der Abschluss einer Versicherung und von Wartungsverträgen 

für die Erzeugungsanlage einzig im Ermessen des Eigentümers.  

 

Die Eigentümerin verpflichtet sich, für sämtliche Kosten, die für den Betrieb und die Instandhaltung der 

Energieerzeugungsanlage notwendig sind, aufzukommen und die notwendigen Instandhaltungsarbeiten aus 

eigenen Stücken zu organisieren und von hierfür befugten Fachunternehmern so rechtzeitig und häufig 

durchführen zu lassen, dass der Zustand der Energieerzeugungsanlage den einschlägigen technischen 

Normen und allfälligen gesetzlichen Vorgaben entspricht.  

 

8 Haftung 

Die Eigentümerin der Anlage leistet Gewähr dafür, dass sich die Energieerzeugungsanlage in 

gebrauchsfähigem Zustand befindet und über sämtliche anlagenrechtlichen Bewilligungen/Genehmigungen 

verfügt, die für die Errichtung, den Bestand, den Betrieb der Energieerzeugungsanlage sowie die 

Einspeisung der dadurch erzeugten Energie in das öffentliche Netz notwendig sind. Eine Haftung für 

Schäden Dritter aus dem Betrieb der Energieerzeugungsanlage trifft ausschließlich die Eigentümerin.  

 

Darüber hinaus trifft den/die Eigentümer/in keine Haftung, insbesondere auch nicht dafür, dass die 

Energieerzeugungsanlage eine bestimmte Energiemenge liefert. 

 

Die EEG trifft demgegenüber die Haftung und Verantwortung für die Schaffung aller regulatorisch 

erforderlichen Voraussetzungen zur Nutzung der Energieerzeugungsanlage durch die EEG im Rahmen der 

hier vertraglich normierten Betriebs- und Verfügungsgewalt. 

  

9 Datenschutz 

Die EEG verpflichtet sich gegenüber der Eigentümerin, die ihr in Ausübung dieses Vertrages zu Kenntnis 

gelangenden personenbezogenen Daten (Name, Geburtsdatum und Adresse) des Eigentümers, 

insbesondere aber das Datum „Energieverbrauch“, mit höchster Vertraulichkeit zu behandeln und die 

erhobenen Daten nur zur Erfüllung der vertraglichen Pflichten zu verarbeiten, worin der ausschließliche 

Grund für die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung liegt (Art 6 Abs 1 lit b DSGVO). Die EEG ist Verantwortliche 

iSd Art 4 Abs 7 DSGVO.  

 

Die Eigentümerin kommt gegenüber der EEG das Recht auf Auskunft, Berichtigung sowie nach Beendigung 

des Vertragsverhältnisses innerhalb des gesetzlichen Rahmens das Recht auf Löschung, Einschränkung 



 

 

der Verarbeitung bzw. Widerspruch gegen die Verarbeitung und Datenübertragbarkeit bei der EEG sowie 

das Beschwerderecht bei der Datenschutzbehörde zu. 

 

10 Sonstige Bestimmungen 

Ergänzungen und Abänderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für ein Abgehen 

von diesem Schriftformgebot. 

 

Alle in diesem Vertrag festgelegten Rechte und Pflichten gehen auf die Rechtsnachfolger der 

Vertragsparteien über und leisten die Vertragspartner – bei sonstiger Schadenersatzverpflichtung – 

ausdrücklich Gewähr dafür, dass genannte Rechte und Pflichten schriftlich auf die Rechtsnachfolger 

überbunden werden. 

 

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags ungültig sein oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit der 

übrigen Bestimmungen nicht berührt. Beide Vertragsteile vereinbaren für sämtliche Streitigkeiten aus diesem 

Vertragsverhältnis die Anwendbarkeit österreichischen Rechts und die ausschließliche Zuständigkeit des für 

die politische Gemeinde Donnerskirchen zuständigen Bezirksgerichtes. 

 

Wenn aufgrund einer Gesetzesänderung und/oder einer sonstigen Änderung der regulatorischen 

Rahmenbedingungen für die EEG und deren Verhältnis zum Eigentümer eine Anpassung des 

gegenständlichen Vertrages erforderlich ist, verpflichten sich die Vertragspartner, den Vertrag zeitnah an die 

neuen Gegebenheiten anzupassen. 

 

Einvernehmlich anerkennen die Vertragsteile, dass die vereinbarte Gegenleistung ihren wirtschaftlichen 

Vorstellungen und Interessen entspricht, sodass keine Gründe für eine Anfechtung des Rechtsgeschäftes 

wegen Verletzung über die Hälfte des wahren Wertes im Sinne des § 934 ABGB oder sonstiger verzichtbarer 

Anfechtungsgründe vorliegen. 

 

Die Vertragsteile vereinbaren für dieses Rechtsgeschäft Schriftzwang im Sinne der Bestimmungen des § 

884 ABGB. Sohin haben Vereinbarungen bezüglich dieses Rechtsgeschäftes nur dann Rechtsgültigkeit, 

wenn sie von den Vertragsparteien schriftlich getroffen werden. Auch ein Abgehen vom Schriftzwang muss 

schriftlich erfolgen. 

 

Der Vertrag wird in zweifacher Ausfertigung erstellt und unterfertigt, wovon die Eigentümerin einen und die 

EEG den anderen Vertrag erhält. 

 

 

ZEICHNUNG: 

 

 

 

ORT, DATUM 

 

 

 

Kommentiert [AH50]: Ort einfügen 



 

 

 

__________________________________________ 

[•••] 

 

 

 

__________________________________________ 

[•••] 

 

 

 

  

Kommentiert [AH51]: Name und Unterschrift des 
Prosumer (teilnehmende Netzbenutzerin bzw. 
teilnehmender Netzbenutzer) 

Kommentiert [AH52]: Name der EEG und 
rechtmäßige Unterschrift 
 
Achtung bei Insichgeschäften, siehe Punkt 4.1.1 
Vereinsrecht: Ist die teilnehmende Netzbenutzerin bzw. 
der teilnehmende Netzbenutzer ein Vorstandsmitglied, 
so muss der zweite Vorstand bzw. die zweite 
Vorständin mitunterschreiben. 



 

 

 
 

Stand 26.9.2022 
 
 

Vertrag „Betrieb einer 

Erneuerbaren Energiegemeinschaft iS §§ 79 f EAG bzw. 16c ff ELWOG“ 

 
abgeschlossen zwischen 

 

Netz Burgenland GmbH 

FN 128458 i 

Kasernenstraße 9 

7000 Eisenstadt 

 
(im folgenden „Netzbetreiber“ genannt) 

 
und 

 

ID der Marktpartnerrolle einer Erneuerbaren-Energie-Gemeinschaft 

RC-Nummer 

(bekommt man von ebutilities) 
RC 

 
Vertragspartner (Verein, Genossenschaft, …) 

Name (Verein, Genossenschaft,...)  

Anschrift  

Telefonnummer  

Mailadresse  

Vereinsnummer/ 

Firmenbuchnummer 

 

 

 

 
(im Folgenden „EEG“ genannt) 

 

 

Präambel 

 
1. Mit §§ 79 f EAG bzw. 16c ff ElWOG 2010 besteht die Möglichkeit, an Erneuerbaren Energie-

Gemeinschaften im Sinne der genannten Bestimmungen teilzunehmen. Die teilnehmenden 

Netzbenutzer sind über das Strom-Verteilernetz des Netzbetreibers mit einer oder mehreren 

Zählpunkt einer 

Referenzanlage (Einspeiser) 

Kommentiert [AH53]: Quelle: netzburgenland.at, 
https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kun
deninformation/erneuerbare-energie-
gemeinschaften.html Stand 08.12.2023. Das 
Vertragswerk ist laufender Aktualisierung und 
Anpassung unterworfen, es empfiehlt sich die neueste 
Version herunter zu laden. 

Kommentiert [AH54]: Siehe Punkt 4.2.8 Registrierung 
Marktteilnehmer: Dies ist die Nummer die per Email 
zugesandt wird. 

Kommentiert [AH55]: Name des Vereins 

Kommentiert [AH56]: Siehe Punkt 4.1.1 Vereinsrecht: 
Die ZRV bzw. Zentrale Vereinsregisternummer wird per 
Bescheid von der Behörde mitgeteilt oder ist unter 
https://citizen.bmi.gv.at/at.gv.bmi.fnsweb-
p/zvn/public/Registerauszug heraus zu finden. 

Kommentiert [AH57]: Hier wird die Zählpunktnummer 
der einspeisenden PV-Anlage eingetragen.  

https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kundeninformation/erneuerbare-energie-gemeinschaften.html
https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kundeninformation/erneuerbare-energie-gemeinschaften.html
https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kundeninformation/erneuerbare-energie-gemeinschaften.html
https://citizen.bmi.gv.at/at.gv.bmi.fnsweb-p/zvn/public/Registerauszug
https://citizen.bmi.gv.at/at.gv.bmi.fnsweb-p/zvn/public/Registerauszug


 

 

Erzeugungsanlage(n) verbunden. Jeder Netzbenutzer behält dazu nach wie vor seine eigene 

Energiemessung. Die Abrechnung des Energiebezugs vom Lieferanten (Restnetzbezug) erfolgt 

dazu über die Saldierung der Messwerte mit seiner zugeordneten Erzeugungsmenge aus der EEG. 

Die Abrechnung der Netzentgelte der teilnehmenden Netzbenutzer erfolgt entsprechend der jeweils 

gültigen Systemnut- zungsentgelte-Verordnung. 

 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit ist, dass alle teilnehmenden Netzbenutzer inklu- 

sive der Erzeugungsanlage(n) einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften innerhalb ei- 

nes Nahebereichs angesiedelt sind: 

a. Lokaler Nahebereich: Die Erzeugungsanlage(n) und die teilnehmenden Netzbenutzer sind 

über denselben Niederspannungsteil einer Transformatorstation mit- einander verbunden. 

b. Regionaler Nahebereich: Die Erzeugungsanlage(n) und die teilnehmenden Netzbenutzer 

sind über dieselbe Mittelspannungs-Sammelschiene in einem Um-spannwerk miteinander 

verbunden. 

 
2. Der Netzbetreiber ist rechtmäßiger Betreiber eines Verteilernetzes für elektrische Energie. 

 
3. Die EEG hat aus mindestens zwei Mitgliedern oder Gesellschaftern zu bestehen und ist als Verein, 

Genossenschaft, Personen- oder Kapitalgesellschaft oder ähnliche Vereinigung mit 

Rechtspersönlichkeit zu organisieren. Ihr Hauptzweck darf nicht im finanziellen Gewinn liegen; sie 

hat ihren Mitgliedern oder den Gebieten, in denen sie tätig ist, vorrangig ökologische, wirtschaftliche 

oder sozialgemeinschaftliche Vorteile zu bringen. Die Betriebs- und Verfügungsgewalt über die 

Erzeugungsanlage liegt bei der Energiegemeinschaft. Hinsichtlich der Betriebsführung und Wartung 

ihrer Erzeugungsanlage kann sich die Energiegemeinschaft eines Dritten bedienen. Der 

Netzzugangsvertrag der Erzeugungsanlage ist entweder durch die EEG selbst oder einen 

teilnehmenden Netzbenutzer abzuschließen. Zusätzlich tritt die EEG gegenüber dem Netzbetreiber 

als Ansprechpartner in Vertretung aller teilnehmenden Netzbenutzer auf. 

 
4. Zwischen dem Netzbetreiber und den teilnehmenden Netzbenutzern der EEG bestehen separate 

Netzzugangsverträge. Aufgrund der Teilnahme an der EEG werden zu diesen 

Zusatzvereinbarungen abgeschlossen. 

 
 

I. Vertragsgegenstand 

Gegenstand dieses Vertrages ist der Betrieb und die operative Abwicklung der EEG ent- 

sprechend den Allgemeinen Bedingungen für den Zugang zum Verteilernetz des Netzbe- 

treibers in der jeweils geltenden Fassung. 

 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Bestimmungen der Sonstigen Marktregeln, 

Technisch-Organisatorischen Regeln (im folgenden „TOR“) und die konsolidierten techni- 

schen Spezifikationen und Prozesse lt. ebUtilities einzuhalten. 



 

 

O 

O 

 

 

II. Anlagenbeschreibung 

 
Die Einspeisung erfolgt über den/die Zählpunkt(e), die – wie auch die teilnehmenden 

Netzbenutzer und der Aufteilungsschlüssel - über die dafür vorgesehenen Marktprozesse 

bekannt gegeben werden. Die erzeugte Energie wird den teilnehmenden Netzbenutzern 

über den in Anlage ./A bekannt gegebenen Aufteilungsschlüssel durch den Netzbetreiber 

zugeordnet. 

 
Bei der EEG handelt es sich um eine 

lokale 

regionale 

EEG. 

 
Eine EEG kann nur entweder lokal oder regional sein. Mischformen sind nicht möglich. Der 

Netzbetreiber prüft die tatsächlichen Anschlussverhältnisse der teilnehmenden Netzbenut- 

zer jeweils im Zeitpunkt der Bekanntgabe derselben durch die EEG. Änderungen der Netz- 

konfiguration seitens des Netzbetreibers haben bei bestehenden teilnehmenden Netzbe- 

nutzern keine Auswirkung auf die Qualifikation der lokalen oder regionalen EEG. 

 
Nachträgliche Registrierungen oder Deregistrierungen von Zählpunkten sind zulässig, wenn 

diese Zählpunkte die oben gewählte Einstufung als lokale oder Regionale EEG zum 

Zeitpunkt der nachträglichen Registrierung oder Deregistrierung erfüllen. Wenn nachträg- 

lich Zählpunkte registriert oder deregistriert werden sollen und dadurch die Einstufung der 

EEG als lokal bzw. regional geändert werden könnte, ist seitens EEG eine Änderung des 

gegenständlichen Vertrages auf eine regionale bzw. lokale EEG nötig. In diesem Fall sind 

hinsichtlich der teilnehmenden Netzbenutzer die Registrierungs- und Aktivierungsprozesse 

neu durchzuführen. 

 
Aufteilungsmodus der erzeugten Energie 

 
1) Die Aufteilung der erzeugten Energie auf die teilnehmenden Netzbenutzer erfolgt 

Dynamisch: nach dem jeweiligen tatsächlichen Viertelstunden-Verbrauch der teil- 

nehmenden Netzbenutzer 

Statisch: nach festen Anteilen der teilnehmenden Netzbenutzer 

 
Erläuterung zur dynamischen Aufteilung: Diese richtet sich nach dem tatsächlichen Ver- 

brauchsverhalten der teilnehmenden Netzbenutzer. Es erfolgt eine Zuordnung im Verhält- 

nis zum jeweiligen Verbrauch pro Viertelstunde. Die Zuordnung ist mit dem Energiever- 

brauch des jeweiligen teilnehmenden Netzbenutzers in der Viertelstunde begrenzt. 

(Bei Nullverbrauch eines teilnehmenden Netzbenutzers ist die Energie den anderen 

teilnehmenden Netzbenutzern zuzuordnen.) Ein Überschuss verbleibt bei der Erzeugungs- 

anlage und wird ins öffentliche Netz eingespeist. 

Erläuterung zur statischen Aufteilung: Die Zuordnung der durch die Erzeugungsanlage(n) 

erzeugten Energie auf die teilnehmenden Netzbenutzer erfolgt entsprechend den über die 

Marktprozesse bekannt gegebenen Anteilen und ist mit dem Energieverbrauch des jewei- 

ligen teilnehmenden Netzbenutzers in der Viertelstunde begrenzt. Bei Nullverbrauch eines 

teilnehmenden Netzbenutzers verbleibt die Energie als Gemeinschaftsüberschuss bei 

der/den Erzeugungsanlage(n). 

Kommentiert [AH58]: Siehe Punkt 4.2.3 
Netzanschluss bzw. Abbildung Nahbereichsabfrage: 
eine regionale EEG befindet sich am gleichen 
Umspannwerk bzw. der Sammelschiene im 
Umspannwerk, eine lokale EEG ist an der gleichen 
Transformationsstation angeschlossen. 

Kommentiert [AH59]: Siehe 4.2.4 Dynamisches vs. 
statisches Lastprofil: Hier ist „Dynamisch“ auszuwählen. 



 

 

 

Im statischen Modell wird die Erzeugungsmenge den Teilnehmern entsprechend dem fix 

vereinbarten Anteil zugewiesen. Diese Anteile werden dem Netzbetreiber erstmalig im Rah- 

men der Anmeldung von Zählpunkten zur Energiegemeinschaft bekannt gegeben und kön- 

nen mit dem dafür vorgesehenen Marktprozess geändert werden. 

 
Kommt es zu einer Überschreitung der 100 %-Grenze, erfolgt eine Normierung bei der 

Energiezuweisung durch den Netzbetreiber. Unter 100 % kommen die von der Energiege- 

meinschaft gemeldeten Prozentsätze je Teilnehmer zur Anwendung. Der Rest auf 100 % 

wird als Überschussenergie gewertet. 

 
Für die Verteilung der Anteile sowohl in der Realisierungsphase als auch im laufenden Be- 

trieb ist die Energiegemeinschaft verantwortlich. Eine allfällige Über- oder Unterschreitung 

der 100%-Grenze führt zu keinem Prozessabbruch bzw. zu keiner Ablehnung. 

 

III. Prozessbeschreibung 

Die EEG gibt dem Netzbetreiber die teilnehmenden Netzbenutzer sowie den Modus zur 

Aufteilung der erzeugten Energiemenge auf diese Netzbenutzer über die dafür vorgese- 
henen Marktprozesse bekannt. Allfällige Änderungen bei bestehenden EEGen erfolgen 

ausschließlich digital, über die dafür vorgesehenen Markprozesse. 

 

Die Zustimmung des teilnehmenden Netzbenutzers zu der erforderlichen Zusatzvereinba- 

rung erfolgt 
• digital über die Einwilligung im registrierten Bereich des Webportal des Netzbetrei- bers oder 

• durch Unterfertigung der Zusatzvereinbarung und Übermittlung derselben an den 
Netzbetreiber. 

 

Die EEG informiert die teilnehmenden Netzbenutzer über die Notwendigkeit zum Ab- 

schluss der Zusatzvereinbarung. Erst mit Einwilligung am Webportal bzw. Unterfertigung 

und Übermittlung der Zusatzvereinbarung können die weiteren Schritte durch den Netz- 

betreiber erfolgen. 

 

Der Netzbetreiber ist für die Messung pro Viertelstunde sowohl der verbrauchten als auch 

der erzeugten Energiemengen zuständig. Er nimmt in weiterer Folge die Zuordnung ent- 

sprechend über die Marktprozesse bekannt gegebenen Aufteilungsverhältnissen und die 

Saldierung mit der vom jeweiligen teilnehmenden Netzbenutzer bezogenen Energie vor. 

 

Eine rückwirkende Zuteilung von Energiemengen zu einer Verbrauchsanlage ist nicht 

möglich. Der Netzbetreiber wird auf der Rechnung die netztechnisch erfassten Anfangs- 

und Endzählerstände der Abrechnungsperiode, den zu verrechnenden Bezug aus dem öf- 

fentlichen Netz und zur Information die zugeordnete Erzeugungsmenge anführen. Der lo- 

kale bzw. regionale Ortstarif wird auf der Rechnung angezeigt. Der Restnetzbezug wird 

weiterhin vom bisherigen frei wählbaren Lieferanten geliefert und mit den bisherigen 

Netzentgelten abgerechnet. Für alle Tarifkomponenten kommen die jeweils gültige Sys- 
temnutzungsentgelte- Verordnung sowie die jeweils geltenden Steuer- und Abgabenvor- 

schriften zur Anwendung. Die sich gegebenenfalls ergebende Überschussenergie wird 

dem/den Erzeugungszählpunkt(en) zugeordnet. 
 

Wird der Netzzugangsvertrag und/oder die Zusatzvereinbarung eines teilnehmenden 

Netzbenutzers mit dem Netzbetreiber aufgelöst, wird der Netzbetreiber die EEG mit dem 

dafür vorgesehenen Deregistrierungsprozess informieren und – im Fall einer statischen 

Aufteilung - bis zur Bekanntgabe des neuen Aufteilungsmodus den entsprechenden Anteil 

direkt der/den Erzeugungsanlage(n) (Überschuss) zuordnen. 



 

 

 

 

IV. Voraussetzungen und Bedingungen 

Dieser Vertrag kommt nur in Bezug auf jene teilnehmenden Netzbenutzer zur Anwendung, 

welche bereits über einen Anschluss am öffentlichen Netz, einen aufrechten Netzzugangs- 

vertrag mit dem Netzbetreiber und einen aufrechten Energieliefervertrag verfügen. 

 
Voraussetzung für den Betrieb einer EEG ist weiter 

▪ ein abgeschlossener Vertrag zwischen der EEG und den teilnehmenden Netzbenutzern, der 

sämtliche erforderlichen Regelungen iS der §§ 79 f EAG bzw. 16c ffa ElWOG 2010 enthält; 

▪ ein Netzzugangsvertrag samt Zusatzvereinbarung für jeden teilnehmenden Netzbenutzer und 

ein Netzzugangsvertrag für den Erzeugungszählpunkt mit dem Netzbetreiber sowie ein 

aufrechter Vertrag mit einem Energielieferanten/Energieabnehmer; 

▪ ein festgelegter Modus (statisch oder dynamisch) zur Aufteilung der erzeugten Energiemenge 

auf die teilnehmenden Netzbenutzer (Änderungen über die dafür vorgesehenen 

Marktprozesse); 

▪ dass alle beteiligten Verbrauchsanlagen und die gemeinschaftliche Erzeugungsanlage(n) in 

Betrieb und mit einem Messgerät ausgestattet sind, welches die erforderliche Messung auf der 

¼-h-Basis durchführt; 

▪ dass seitens der EEG sichergestellt ist, dass die Zustimmung der teilnehmenden Netzbenutzer 

bzw. der Gemeinschaft zur Auslesung und Übermittlung der Viertel- stundenwerte gemäß § 84a 

ElWOG 2010 eingeholt wurde. 

 

V. Pflichten der EEG 

Seitens der EEG sind dem Netzbetreiber gemäß § 16d Abs. 2 ElWOG 2010 folgende Inhalte 

und allfällige Änderungen bekanntzugeben: 

▪ Beschreibung der Funktionsweise der Erzeugungsanlage(n) unter Angabe der Zähl- 

punktnummer; 

▪ Verbrauchsanlagen der teilnehmenden Netzbenutzer unter Angabe der Zählpunkt- nummern. 

Die bestehenden definierten Prozesse der Wechsel-VO bleiben davon unberührt. Die Prüfung 

der Zulässigkeit der Teilnahme der Verbrauchsanlage obliegt dem Netzbetreiber und bedarf 

seiner Zustimmung. . Sollten dem Netzbetreiber mangels rechtzeitiger Information über 

derartige Veränderungen Mehraufwände entstehen, sind diese dem Netzbetreiber von der EEG 

zu vergüten. 

▪ Rückwirkende An- bzw. Abmeldungen sowie Registrierungen oder Deregistrierungen sind nicht 

möglich; 

▪ jeweiliger zugeordnete Erzeugungsanteil (gemäß Aufteilungsschlüssel) der teilnehmenden 

Netzbenutzer an der Erzeugungsanlage(n) sowie die Aufteilung der erzeugten Energie; 

▪ Aufnahme und Ausscheiden von teilnehmenden Netzbenutzern; 

▪ Beendigung oder Auflösung der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft sowie die Demontage der 

Erzeugungsanlage(n). 

 
Die EEG hat unverzüglich darauf hinzuwirken, dass Fehler beseitigt werden und die Rich- 

tigkeit der übermittelten Daten für die Zukunft gewährleistet wird. 

Die EEG ist alleine für einen allenfalls erforderlichen wirtschaftlichen Ausgleich zwischen 

den teilnehmenden Netzbenutzern und ihr verantwortlich. 

Im Falle von Änderungen hat die EEG den Netzbetreiber bei sonstiger Schad- und Klaglos- 

haltung zeitgerecht im Vorhinein zu informieren. 



Stand 26.09.2022 

 

 

 

 

VI. Datenübermittlung, Datenschutz und Geheimhaltung 

Der Netzbetreiber wird der EEG die zur Vertragsabwicklung erforderlichen verfügbaren 

Viertelstundenwerte sowie Stammdaten zur Verfügung stellen. Die Datenübertragung bzw der 

Datenaustausch erfolgt entsprechend der Festlegung auf www.ebutilities.at unter 

„Energiegemeinschaften“ in der jeweils gültigen Fassung. 

 
Jeder Vertragspartner darf die ihm jeweils vom anderen Vertragspartner übermittelten Da- ten 

der Marktteilnehmer/Netzbenutzer ausschließlich gemäß den einschlägigen rechtlichen 

Bestimmungen verwenden und anderen überlassen, die diese Daten zur Erfüllung ihrer 

gesetzlichen Aufgaben benötigen. 

 

VII. Haftungsbestimmungen 

Für die Richtigkeit der übermittelten Daten der teilnehmenden Netzbenutzer zeichnet die EEG 

verantwortlich. Jeder Vertragspartner haftet dem anderen nach den allgemeinen scha- 

denersatzrechtlichen Vorschriften. Soweit es danach für die Haftung auf Verschulden an- kommt 

wird mit Ausnahme von Personenschäden nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit gehaftet. 

Der Ersatz von Verdienstentgang, entgangenem Gewinn und von Folgeschäden, insbesondere 

der Ersatz von Drittschäden ist jedenfalls soweit gesetzlich zulässig ausgeschlossen. 

 
Der Netzbetreiber haftet nicht für die Abführung von Steuern und Abgaben und/oder Ent- 

richtung von Gebühren seitens der EEG und/oder der teilnehmenden Netzbenutzer. 

Der Netzbetreiber prüft den Aufteilungsschlüssel lediglich hinsichtlich Plausibilität, eine Prüfung 

der Richtigkeit oder Wirtschaftlichkeit wird nicht vorgenommen. Sollten ihm gegenüber daraus 

von Seiten der teilnehmenden Netzbenutzer Ansprüche geltend gemacht werden, wird ihn die 

EEG schad- und klaglos halten. Dies gilt ebenso im Falle der Nichterfüllung der für die 

Vertragsabwicklung erforderlichen Voraussetzungen, wie z.B. behördliche Auflagen, gesetzliche 

Bestimmungen etc., für deren Einhaltung die EEG verantwortlich ist. 

 

VIII. Vertragsdauer 

Der vorliegende Vertrag tritt mit Unterzeichnung durch die Vertragspartner in Kraft und wird 

auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Die EEG kann die gegenständliche Vereinbarung unter 

Einhaltung einer Frist von 4 Wochen schriftlich zum Monatsletzten kündigen. Das Recht beider 

Vertragspartner zur Auflösung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist 

bleibt davon unberührt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn wesentliche 

Bestandteile dieses Vertrages verletzt werden und/oder Voraussetzungen nach Punkt IV bzw. 

den heranzuziehenden gesetzlichen Bestimmungen nicht bzw. nicht mehr gegeben sind. 

 
Für den Fall, dass aufgrund einer Gesetzesänderung und/oder einer Änderung der Markt- regeln 

oder der Allgemeinen Bedingungen für den Zugang zum Verteilnetz eine Anpassung des 

gegenständlichen Vertrages erforderlich ist, verpflichten sich die Vertragspartner, den Vertrag 

an die neuen Gegebenheiten anzupassen und den gegenständlichen Vertrag erforderlichenfalls 

auch einvernehmlich aufzulösen. Das gesetzliche Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt 

unberührt. 

 
Bei Auflösung dieses Vertrages bleibt der hinsichtlich des/der Erzeugungszählpunkte(s) 

abgeschlossene Netzzugangsvertrag aufrecht, d.h. die gesamte erzeugte Energie wird dem 
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Erzeugerzählpunkt zugeordnet. 

 

 

IX. Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen des gegenständlichen Vertrages oder etwaiger Nachträge 

rechtsunwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Vereinbarungen nicht 

berührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich vielmehr, die ungültig gewordene Bestimmung, 

je nach Notwendigkeit, durch eine ihr im wirtschaftlichen, rechtlichen und technischen Erfolg 

für beide Vertragspartner gleichkommende, rechtsgültige Bestimmung zu er- setzen. 

 

X. Gerichtsstand 

Gerichtsstand für Streitigkeiten aus diesem Vertragsverhältnis ist das am Sitz des 

Verteilnetzbetreibers sachlich zuständige Gericht. Es gilt österreichisches materielles Recht mit 

Ausnahme der Verweisungsnormen, die auf ausländisches Privatrecht verweisen. 

 

XI. Schriftformgebot 

Ergänzungen und Abänderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform bzw. der in den 

Marktprozesse auf www.ebUtilities.at jeweils konsultierten und vorgesehenen Form. Dies gilt 

auch für ein Abgehen von diesem Schriftformgebot. Die Schriftform ist auch gewahrt, wenn der 

Vertrag mit einer handgeschriebenen Signatur versehen eingescannt verschickt wird. 

 

XII. Rechtsnachfolgeklausel 

Alle Bestimmungen dieses Vertrages, insbesondere sämtliche sich aus diesem Vertrag er- 

gebende Rechte und Pflichten, gehen beiderseits auf die Einzel- und Gesamtrechtsnachfolger 

über. Jeder Vertragspartner ist berechtigt und verpflichtet, diesen Vertrag und die sich daraus 

ergebenden Rechte und Pflichten auf allfällige Rechtsnachfolger zu überbinden. Über jede 

Veränderung, die ein Eintreten einer Rechtsnachfolge durch Dritte nach sich zieht, ist der 

andere Partner umgehend schriftlich in Kenntnis zu setzen. 

 

XIII. Verweise 

Sämtliche in diesem Vertrag enthaltenen Verweise verstehen sich als dynamische Ver- weise. 

 

IV. Ausfertigung 

Dieser Vertrag wird zweifach ausgefertigt. Jeder Vertragspartner erhält eine Ausfertigung. 

 

 
……………………, am …………………. …..……………………, am ………………….….. 

 
 

 
................,............................ …………..,............................ 

EEG Netz Burgenland GmbH 

als Netzbetreiber 

  

Kommentiert [AH60]: Name der EEG und 
rechtmäßige Unterschrift 
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Vertrag „Zusatzvereinbarung zum Netzzugangsvertrag betreffend die 

Beteiligung an einer 

Erneuerbaren Energiegemeinschaft (EEG) iS §§ 79 f EAG bzw. 16c ff ELWOG 

 

 
abgeschlossen zwischen 

 

 

Netz Burgenland GmbH 

FN 128458 i 

Kasernenstraße 9 

7000 Eisenstadt 

 
 

(im folgenden „Netzbetreiber“ genannt) 

 

 

 

 
 

Frau Herr Firma 
 

Name  

Adresse 

PLZ, Ort 

 

Zählpunktbezeichnung  

 
 

(im Folgenden als „Kunde“ oder „teilnehmender Netzbenutzer“ bezeichnet) 

Zählpunktbezeichnung 

 

 

 

für den Anlagenstandort 

Gemeinschafts-ID der EEG 

Geschäftspartnernummer 

 

 

Adresse 

PLZ, Ort 

 

Kommentiert [AH61]: Quelle: netzburgenland.at, 
https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kun
deninformation/erneuerbare-energie-
gemeinschaften.html Stand 08.12.2023. Das 
Vertragswerk ist laufender Aktualisierung und 
Anpassung unterworfen, es empfiehlt sich die neueste 
Version herunter zu laden. 

Kommentiert [AH62]: Diese Zusatzvereinbarung ist für 
jeden teilnehmenden Netzbenutzer auszufüllen, d.h. 1x 
vom Consumer und 1x vom Prosumer 
 

Kommentiert [AH63]: Name und Adresse des 
Prosumer oder des Consumer 

Kommentiert [AH64]: Die Zählpunktnummern des 
Prosumer oder Consumers. Das können mehr als 1 
Zählpunktnummer sein. So hat der Prosumer in der 
Regel eine Zählpunktnummer für die Einspeisung und 
eine für den Bezug. Der Consumer könnte eine 
Zählpunktnummer für einen Wärmepumpentarif 
besitzen und eine für den Haushaltsstromtarif. 

Kommentiert [AH65]: Die Gemeinschaftsidee wird 
vom Netzbetreiber per E-Mail später mitgeteilt. Dieses 
Feld kann vorerst leer bleiben. Die ID wird für die 
Anbindung an das EDA-Anwenderportal benötigt, siehe 
dazu Punkt 4.2.10. 

Kommentiert [AH66]: Die Geschäftspartnernummer 
bei Netz Burgenland Kunden ist ident mit der 
Kundennummer bei Burgenland Energie 

Kommentiert [AH67]: In der Regel die Adresse der 
teilnehmenden Netzbenutzerin bzw. des teilnehmenden 
Netzbenutzers w.o. 

https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kundeninformation/erneuerbare-energie-gemeinschaften.html
https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kundeninformation/erneuerbare-energie-gemeinschaften.html
https://www.netzburgenland.at/kundenservice/strom/kundeninformation/erneuerbare-energie-gemeinschaften.html
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1. Präambel 

 
 

Mit §§ 79 f EAG bzw. 16c ff ElWOG 2010 besteht die Möglichkeit, an Erneuerbaren Energie- 

Gemeinschaften im Sinne der genannten Bestimmungen teilzunehmen. Die teilnehmenden 

Netzbenutzer (Verbraucher/Erzeuger) sind über das Strom-Verteilernetz des 

Netzbetreibers mit der Erzeugungsanlage verbunden. Jeder Netzbenutzer behält dazu nach 

wie vor seine eigene Energiemessung. 

 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit ist, dass alle teilnehmenden Netzbenutzer inklusive 

der Erzeugungsanlage einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften innerhalb eines 

Nahebereichs angesiedelt sind und der Verbrauch bzw. die Einspeisung viertelstündlich 

erfasst wird: 

 
a. Lokaler Nahebereich: Die Erzeugungsanlage und die teilnehmenden Netzbenutzer sind über 

denselben Niederspannungsteil einer Transformatorstation miteinander verbunden. 

b. Regionaler Nahebereich: Die Erzeugungsanlage und die teilnehmenden Netzbenutzer sind über 

dieselbe Mittelspannungs-Sammelschiene in einem Umspannwerk miteinander verbunden. 

 
 

2. Vertragsgegenstand 

 
 

Zwischen den Vertragsparteien besteht ein aufrechter Netzzugangsvertrag betreffend die 

oben angeführte aktive Anlage des Kunden. Der gegenständliche Vertrag gilt als 

Zusatzvertrag zum bestehenden Netzzugangsvertrag und regelt die Teilnahme des Kunden 

als teilnehmender Netzbenutzer an einer EEG im Sinne §§ 79 f EAG bzw. 16c ff ElWOG 

2010. 

 
Rückwirkende An-bzw. Abmeldungen sowie Registrierungen oder Deregistrierungen sind 

nicht möglich. 

 
Die Allgemeinen Bedingungen für den Zugang zum Verteilernetz des Netzbetreibers in der 

jeweils geltenden Fassung bilden einen integrierenden Vertragsbestandteil und sind im 

Internet auf der Homepage des Netzbetreibers abrufbar. 

 
3. Datenverarbeitung mittels Intelligenter Messgeräte 

 
 

Die Teilnahme an der EEG verpflichtet den Netzbetreiber zur Erhebung, Auslesung und 

weiteren Verarbeitung der Viertelstundenwerte aus dem intelligenten Messgerät des 

teilnehmenden Netzbenutzer, sofern die Einspeisung bzw. der Verbrauch nicht mittels eines 

Lastprofilzählers gemessen werden. Diese Verpflichtung besteht solange der teilnehmende 

Netzbenutzer an der EEG beteiligt ist. 

 
Die Datenübertragung bzw. der Datenaustausch erfolgt entsprechend der Festlegung auf 

www.ebutilities.at unter „Energiegemeinschaften“ in der jeweils gültigen Fassung. 
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Jeder Vertragspartner darf die ihm jeweils vom anderen Vertragspartner übermittelten 

Daten ausschließlich gemäß den einschlägigen rechtlichen Bestimmungen verwenden und 

anderen überlassen, die diese Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben benötigen. 

 
Die Datenschutzerklärung des Netzbetreibers findet sich unter 

https://www.netzburgenland.at/datenschutz.html und wird auch Wunsch in Papierform übermittelt. 

 
4. Pflichten des teilnehmenden Netzbenutzers 

 
 

Der teilnehmende Netzbenutzer ist Mitglied bzw. Gesellschafter der EEG. 

 
Bedingungen für die Teilnahme und Konsequenzen einer allfälligen Beendigung des 

Bestehens der EEG sind zwischen den teilnehmenden Netzbenutzern und der EEG, zu 

regeln und keine Angelegenheit des Netzbetreibers. 

 
5. Pflichten des Netzbetreibers 

 
 

Der Netzbetreiber schließt mit der EEG einen Vertrag ab, im Rahmen dessen die Form der 

Aufteilung der erzeugten Energie dem Netzbetreiber bekanntgegeben wird. Nach diesem 

Aufteilungsverhältnis wird der Netzbetreiber die erzeugte Energie den mit 

Verbrauchseinlagen teilnehmenden Netzbenutzern zuordnen. Der Netzbetreiber haftet 

nicht für die Richtigkeit oder Wirtschaftlichkeit des Aufteilungsschlüssels, welcher ihm von 

der EEG bekannt gegeben wurde. 

 
Die Abrechnung des Energiebezugs des Verbrauchers vom Lieferanten (Restnetzbezug) 

erfolgt dazu über die Saldierung der Messwerte mit seiner zugeordneten Erzeugungsmenge 

aus der EEG. Die Abrechnung der Netzentgelte der Verbraucher erfolgt entsprechend der 

jeweils gültigen Systemnutzungsentgelte-Verordnung. 

 
Der Netzbetreiber wird auf der Rechnung der Verbrauchsanlagen den zu verrechnenden 

Bezug aus dem öffentlichen Netz und zur Information die zugeordnete Erzeugungsmenge 

anführen. Der lokale bzw. regionale Ortstarif wird auf der Rechnung angezeigt. Der 

Restnetzbezug wird weiterhin vom bisherigen frei wählbaren Lieferanten geliefert und mit 

den bisherigen Netzentgelten abgerechnet. Für alle Tarifkomponenten kommt die jeweils 

gültige Systemnutzungsentgelte-Verordnung zur Anwendung. Die sich gegebenenfalls 

ergebende Überschussenergie wird dem Erzeugungszählpunkt zugeordnet. 

 
6. Sonstiges 

 
 

Der Netzbetreiber haftet nicht für die Abführung von Steuern, Abgaben und Gebühren, 

soweit er dazu nicht gesetzlich verpflichtet ist. 

 
Diese Zusatzvereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit 

abgeschlossen. Jeder teilnehmende Netzbenutzer kann den Vertrag unter Einhaltung einer 

einmonatigen Frist zum Monatsletzten schriftlich kündigen. Eine Kündigung dieser 

Zusatzvereinbarung bewirkt, dass der teilnehmende Netzbenutzer nicht mehr bei der 

Zuordnung der erzeugten Energiemengen berücksichtigt werden kann. 

http://www.netzburgenland.at/datenschutz.html


 

 

 

Darüber hinaus gilt die Zusatzvereinbarung mit sofortiger Wirkung als 

aufgelöst, wenn wesentliche Bestimmungen des Vertrages verletzt werden 

insbesondere, wenn 

i) der Netzzugangsvertrag der Parteien außer Kraft tritt und/oder es keinen aufrechten 

Vertrag zwischen Netzbetreiber und Betreiber der Erzeugungsanlage gibt oder 

ii) eine der Voraussetzungen und Bedingungen der Vereinbarung betreffend den 

Betrieb einer EEG zwischen dem Netzbetreiber und der EEG nicht mehr vorliegt. 

 
Wenn aufgrund einer Gesetzesänderung und/oder einer Änderung der 

Marktregeln oder der Allgemeinen Bedingungen für den Zugang zum 

Verteilernetz eine Anpassung des gegenständlichen Vertrages erforderlich ist, 

verpflichten sich die Vertragspartner, den Vertrag zeitnah an die neuen 

Gegebenheiten anzupassen. 

 
 

Die Bestimmungen des Netzzugangsvertrages bleiben durch die 

gegenständliche Zusatzvereinbarung unberührt. 

 

 
 
……………………, am …………………. …..……………………, am ………………….….. 

 
 

 
 

 

 

 
……………………………………………………… …………………………..::: 

Kunde Netzbetreiber 

 

Kommentiert [AH68]: Unterschrift der teilnehmenden 
Netzbenutzerin bzw. des teilnehmenden Netzbenutzers 


